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Berlin den 23. April. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Land- und Stadtgerichts Aſſeſſor von Jaſinski zu Gueſen den Charakter 
als Rand: und Stadtgerichts-Rath zu verleihen. 


Sed. Durchlaucht der Erbprinz Georg zu Sachſen⸗Meiningen, iſt 
nach Meiningen, und Se. Excellenz der Erb⸗Ober⸗Land⸗Mundſchenk im Her⸗ 
zogthum Schleſien, Graf Henckel von Donuermarck, nach Hamburg ab- 

gereiſt. a 


FR (Rufſiſche Zuftände) Es iſt bereits von mehreren Seiten her darauf 
aufmerkſam gemacht worden, wie der auf diplomatiſchem Wege vermittelte Reu— 
tenankauf des Kaiſers von Rußland in Frankreich eine der bedeutendſten Erſchei⸗ 
nungen in der politiſchen Welt ſei. Und das mit Recht, nicht blos weil dadurch 
die Dynaſſie Ludwig Philipps eine unerwartete Baſis bei Freund und Feind er⸗ 
hält, ſondern weil darin zugleich eine ſchon früher von Napoleon erſtrebte An⸗ 
näherung zwiſchen Frankreich und Rußland von der andern Seite her 
vermittelt worden iſt. Wir ſind längſt darüber hinaus, in Rußland nichts als 


einen durch die eivilifirten germanifchen Völkerſtämme leicht zu vernichtenden Koloß 


zu erblicken, mit Recht weiſ't ein Artikel einer norddeutſchen Zeitung mit ſtarten 
Worten darauf hin, daß wie in jeder früheren fo auch in unſerer Zeit jede Aunähe⸗ 
rung zwiſchen Frankreich und Rußland eine Drohung, jede Allianz derſelben Machte 
ein Bund gegen Oeſterreich mit Deutſchland und gegen England ſei, wie denn dazu die 
neueſte Geſchichte der Beläge genug liefert. Aber es iſt unrichtig wenn man, wie 
dies auch in dem angeführten Artikel einer Norddeutſchen Zeitung geſchehen iſt, 
Rußlands coloſſale Stärke und die deſto größere Gefahr von dorther auch damit 
zu erweiſen vermeint, daß es in ſolcher Zeit des Brodmangels im Volke und der 
Geldnoth in den Kabinetten mit ſolchem Reichthum von Früchten und ſolchen Geld— 
maſſen verſehen ſei. Die Thatfächlichkeit der Verhältuiſſe wird uns zwar hierüber 
eines andern belehren, aber es wird dadurch eher das vorher angedentete Progno⸗ 
ſtikon geftärft, als die den übrigen Mächten drohende Gefahr vermindert erſchei— 
nen. Es iſt wahr, daß Rußland in einem Jahr der Theuerung eine reiche Ernte 
gehabt hat, fo daß eine ſtarke Ausfuhr in das Ausland möglich werden konnte. 
Aber ſeine Finanzen ſind gegenwärtig keinesweges blühend. 
Wer nur einigermaßen die Steuerberhaͤltniſſe und das Verwaltungsſyſtem Ruß- 
lands kennt, der weiß, daß ſelbſt verhältnißmaͤßig betrachtet, die Geldreſſour— 
den Rußlands, welche es aus dem Lebensverkehr der Nation ſelbſt gewinnt, nicht 
ſehr hoch augeſchlagen werden können. Allerdings haben ſeine Bergwerke 
großartige Ausbeute an edlen Metallen geliefert und liefern ſie noch. Doch hat 
die neuere Nationalökonomie und ganz beſonders Say ſchon an und für ſich nach⸗ 
gewieſen, wie ſolche Geldquellen, und wären ſie noch fo reichlich, gar nicht in 
Vergleich gezogen werden koͤnnen gegen den Werth der Produktion im Verkehr des 
Lebens und ſomit auch die mögliche Ausbeute derſelben von Seiten des Staates; 
aber es hat auch außerdem Rußland an feinen continuirlichen koſtſpieligen Kriegen, 
ſeinen Verhaͤltniſſen zum Ausland, den beſtändigen Binnenzügen und Manövern 
des Heeres u. ſ. w. Abfließungskanäle, welche enorme Summen unproductiv 
verzehren. Dazu kommt, daß fo überaus klug die Ruſſiſche Politik iſt, doch 
die finanziellen Maßregeln ſeiner Verwaltung die großartigſten Feh— 
ler bis in die neneſte Zeit gemacht haben. Kein Staat hat ſo lange und ſo ener— 
giſch das Syſtem der unbedingten Werthsbeſtimmung des wahren und des Papier 
geldes ſo wie des Verhältniſſes zwiſchen Kupfer- und Silbergeld von Seiten des 
Staates feſtgehalten als Rußland; der Staat hat dadurch enorme Verluſte bei 
einheimiſchen und fremden Kaufleuten und Bankiers eingebüßt; ſtand doch — 
einmal gewiß — vielleicht mehrmals der Werth z. B. des gemünzten Kupfergel⸗ 
des unter dem Werth der Kupferbarre; was ſich Sachverſtändige trefflichſt zu 
Nutze gemacht haben. Aber nicht trotzdem, ſondern gerade darum, gerade wegen 
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des mißlichen Standes der Ruſſiſchen Finanzen iſt jener Schritt des Kaiſers ein 
um jo deutlicheres Zeichen der Zeit, da er keineswegs etwa durch vorhande⸗— 
nen Ueberfluß an die Hand gegeben ward, ganz abgeſehen davon, einen 
Schaden von 4 pCt. ſich für nichts zuzuziehen, ſondern durch den außerdem bes 
ſtimmten Willen geſchah. In dem rieſenſtarken, alle Strapazen aushaltenden 
Körper des Kaiſers wohnt ein energiſcher Geiſt, der nicht blos nach altruſſiſcher 
Politik Früchte langſam für die Zukunft vorbereiten, ſondern der ſie auch noch 
felbit einernten will. Neben den in einer Norddeutſchen Zeitung umſichtig 
entwickelten Verhältniſſen drängt ihn die eigene Stellung im Reiche. Es herrſcht 
gegenwärtig — wenn nicht alle Zeichen trügen — kein geringer Oppoſitionsgeiſt 
in Rußland und ganz beſonders im Heere. Mehr als über die endloſe Zahl der 
Menſchenopfet, welche der kaukaſiſche Krieg fortwährend verſchlingt, iſt das Heer 
verſtimmt über die endloſen, von Wetter und Jahreszeit ganz unabhängigen Hin⸗ 
und Herzüge und Manövers — das ſind Plackereien und Strapazen für nichts 
nach des Ruſſen Raiſonnement. Wie die Zeitverhältniffe und die politiſche Stelz 
lung Rußlands es von den übrigen Mächten hinweg zu Frankreich hintreibt, braucht 
hier nicht wiederholt zu werden. Gerade im Kriege hat ſich das volle Selbſtherr⸗ 
ſcherthum der Ruſſiſchen Kaiſer dargeſtellt, während im Frieden der hohe Adel 
und die Geiſtlichkeit feſtgewurzelte Mächte ſind und bei den Staatsgrundge⸗ 
ſetzen der freilich höchſt geringgeſchätzte Senat wenigſtens formaliter nöthig iſt. 
Und dennoch hat ſich der Kaiſer ſelbſt geſcheut, als dieſer keineswegs würdig beſetzte 
Körper auf des Kaiſers Antrag auf Aufhebung der Leibeigenſchaft mit Ruſſiſcher 
Unterthänigkeit und dem Trotze des Eigennutzes bat: „der Kaiſer möge befehlen, 
einwilligen könnten fie nicht“, ſeinen Willen auf dem erbetenen Wege Durchs 
zuſetzen. 


Berlin den 22. April. Es liegt uns heute die ſchmerzliche Pflicht ob, über 
betrübende Ereigniſſe, deren Schauplatz unſere Stadt geſtern und heut geweſen iſt, 
zu berichten. Auf vier öffentlichen Märkten, dem Belle-Alliance:, dem Dönhofs⸗ 
Platz, dem Gendarmen und Molkenmarkt war es geſtern, wegen für zu hoch ers 
achteter Lebensmittel- (namentlich Kartoffel) Preiſe zu unangenehmen und ernſten 
Auftritten gekommen. Die Käufer wollten die übertriebenen Preiſe nicht zahlen, 
es fehlte an gegenfeitigen Stachelreden nicht, und ſo kamen denn gewaltſame An⸗ 
griffe auf das Eigenthum der Verkäufer vor. Auf dem Molkenmarkt ſprach die 
Ehefrau eines Lehrers die Scherz ſein ſollende Bemerkung aus, daß nun einmal 
unentgeldlich eingekauft werde. Dies hörte ein, in der Nähe ſtehender 20jähri⸗ 
ger Tiſchler, er ergriff den Korb einer Händlerin, warf ihn in die Luft und den 
ganzen Kram ſomit auf die Erde. Die in der Nähe befindlichen Polizeibeamten 
ſchritten ſofort ein, es ſammelten ſich Menſchenmaſſen, und bei den vorgenomme⸗ 
nen Verhaftungen fehlte es leider an Widerſetzlichkeiten nicht. Vier der Verhaf⸗ 
teten wurden — zur Ehre und zum Ruhm unſerer Strafrechtspflege ſei es ge⸗ 
jagt — bereits geſtern Nachmittag vor dem Polizeigericht abges 
urtelt. Die Lehrerfran wurde freigefprochen, der Tiſchler mit ſechswöchiger, 
ein junger Kattundrucker mit achttägiger Haft beſtraft und der übrig bleibende An⸗ 
geſchuldigte vor die betreffende Abtheilung des Criminalgerichts verwieſen. Ern⸗ 
ſter und beſorglicher war der Exeeß auf dem Gendarmenmarkt. Eine Kartoffel- 
Händlerin wurde verfolgt bis zu dem Hauſe Nr. 61. der Charlottenſtraße, in wel⸗ 
chem ein Bäcker wohnt, der feine Vackwaare preisgeben mußte. Immer dichtere 
Maſſen ſammelten ſich um das bedrohte Haus. Die bewaffnete Macht mußte end⸗ 
lich zum Schutze aufgeboten, Abends der Theil der Straße, zumal da ſchon dicht⸗ 
gedrängte Scharen verſammelt waren, geſperrt werden. Endlich nach 9 Uhr 
Abends ſäuberten Cavallerie-Detachemeuts den betreffenden Theil der Straße, wo 
es an Verübung von offenen Gewaltthätigkeiten leider nicht gefehlt hatte. Auch 
unter den Linden wurden gewaltſame Angriffe auf Conditoreien und einen Bäcker 
laden verübt. Namentlich litt die Conditorei von Spargnapani (Nr. 50.) und 
der nahe liegende Bäckerladen. Junge Menſchen ſtürmten dieſe Conditorei, vers 
ſchlangen die vorgefundenen Eßwaaren und nahmen noch Geräthſchaften mit. Aber 
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auch damit begnügten ſich die Angreifer nicht: fie warfen die Fenſter jener Ver⸗ 
kaufsſtätten, dann die Scheiben öffentlicher Laternen, wie viele des Opernhauſes 
und des Journalzimmers der K. Bibliothek ein. Auch gegen dieſe Exceſſe ſchritt 
die bewaffnete Macht, aber mit großer Mäßigung, ein. So endete der geſtrige Tag. 
Heut Morgen erſchien die öffentliche Polizei⸗Bekanntmachung in den Zeitun⸗ 
gen und bald darauf ein, von dem K. Gouvernement und Polizei-Präſidium er⸗ 
laſſener öffentlicher Anſchlag, des Inhalts, die Ereigniſſe des geſtrigen Abends 
machten zur Aufrechterhaltung der Ordnung die Anordnung nöthig, daß das Zu— 
ſammentreten größerer Menſchenhaufen verboten ſei, und Jeder den desfallſigen 
Weiſungen der Polizei- und Militair⸗Patrouillen unweigerlich, bei Vermeidung 
der fofortigen Verhaftung und demnächſtiger Beſtrafung, Folge zu leiſten habe. 
Aeltern, Vormünder, Lehr- und Dienſtherren wurden außerdem noch aufgefordert, 
ihre Kinder und Pflegebefohlenen zu Hauſe zu halten und ſie, namentlich bei ein⸗ 
tretender Dunkelheit, ohne Noth nicht aus dem Hauſe gehen zu laſſen. Inzwi⸗ 
ſchen wiederholten ſich auf dem Alexander-Platz, wo heut Wochenmarkt ſein ſollte, 
trotz der verſtärkten Aufſicht, die betrübenden Vorgänge des geſtrigen Tages. Die 
Verkäufer wurden angegriffen nd mußten flüchten, ſogar den Fiſch- Verkäufern 
wurden ihre Behälter großentheils umgeſtürzt, und ſehr bald hatte leider der 
Marktverkehr ein trauriges Ende. Junfanterie-Abtheilungen rückten nunmehr in 
größerer Zahl an, es fanden viele Verhaftungen ſtatt, und ein Verhafteter wurde 
einftweilen darauf in das Gebäude des Königsſtädtiſchen Theaters, welches mit 
Militair beſetzt wurde, gebracht. Auch auf dem neuen Markt, iſt nach 84 Uhr 
der Verkehr eingeſtellt worden. Hoffentlich haben dieſe trübſeligen, den Preis 
der erſten und nothwendigſten Lebensmittel nur erhöhenden Exceſſe ihr Ende erreicht. 
Berlin, den 23. April. Geſtern Vormittag haben ſich die Unruhen des 
vorhergehenden Tages hierſelbſt erneuert. In verſchiedenen Theilen der Stadt 
ſammelten ſich Volkshaufen, worunter hauptſächlich Weiber und kaum dem Kna⸗ 
benalter entwachſene Burſchen wahrgenommen wurden. Die Haufen zogen vor 
die Bäckerläden und nöthigten die Inhaber derſelben durch Geſchrei und Unfug 
ähnlicher Art, ihnen die vorräthigen Backwaaren preiszugeben. Dergleichen Ju— 
ſammenrottirungen bildeten ſich jo plotzlich und erſchienen unvermuthet an jo ver— 
ſchiedenen Orten, daß fie ihren Zweck erreichten, ehe den von ihnen Bedroheten 
der erforderliche Schutz hätte gewährt werden können. Nachmittags durchzogen 
zahlreiche Militair-Abtheilungen die Stadt, und hierdurch wurde jenen Exceſſen 
von ſelbſt ein Ziel geſetzt. Dieſe Patrouillen, welche bis in die Nacht fortbauer- 
ten, zerſtreuten die zuſammenlaufende Menge und verhinderten dadurch weitere 
Exceſſe. So viel wir wiſſen, bedurfte es nur an zwei Orten der militairiſchen 
Gewalt, ohne daß jedoch dabei von der ſcharfen Waffe ſeitens der Kavallerie oder 
Infanterie Gebrauch zu machen war. Verwundete find daher auch nicht einge— 
bracht worden. Bis jetzt ſind 175 Perſonen verhaftet worden. 
Im Laufe des heutigen Tages ſind weitere Unruhen nicht vorgekommen, 
namentlich nicht auf den Marktplätzen, wo der Verkehr ungeftört ſtatthatte. 
. Berlin. (K. Z.) — Wie bereits gemeldet wurde, iſt — ohne daß es in 
der amtlichen Anzeige von den dem Landtage gemachten Vorlagen aufgeführt war 
— der Herrencurie das neue Jundengeſetz vorgelegt worden. Nächſt den Als 
ordnungen über die Kultusverhältniſſe ſoll es auch die Beſtimmung enthalten, daß 
die Juden Lehrerſtellen an den Univerſitäten, jedoch nur in der medieiniſchen Fa⸗ 
kultät und für das Fach der mathematiſchen und phyſikaliſchen Diskiplinen, ins— 
gleichen Subalternſtellen, mit denen keine obrigkeitliche Gewalt verbunden iſt, er⸗ 
halten können. Die Anordnung der Kriminal-Ordnung, welcher gemäß Juden 
in Kriminalfällen, wo ein größeres Strafmaß als ſechswöchentliche Gefängniß⸗ 
ſtrafe oder 30 Thaler Geldbuße zu erwarten iſt, ein Zeugniß rechtsgültig nicht 
ablegen konnen, wird aufgehoben; auch ſollen fie zu Schiedsmännern gewählt 
werden, jedoch nur dann Vergleiche abſchließen können, wenn beide Parteien 
Juden ſind. 
Berlin. — Die mit Ueberreichung der Antwortsadreſſe des 
Vereinigten Landtags (die mit 498 gegen 107 Stimmen angenommen war) 
beauftragte Deputation hat ſich am 20. d. auf das Schloß begeben und iſt von 
dem Koͤnig empfangen worden. 
Aus Berlin ſchreibt man einer norddentſchen Zeitung: „Im Hotel de 
France hierſelbſt finden jetzt regelmäßige Zuſammenküufte der oppofitionellen 
landſtändiſchen Richtung ſtatt, die Oſtpreußen haben das Vorgewicht in dieſen 
Verſammlungen. Dr. Jakoby bewegt ſich in denſelben, ebenſo Heinrich Simon, 
welcher jetzt von Breslau hierher zurückgekehrt iſt. Geſtern zeigten ſich daſelbſt 
auch die Häupter der Schleswig-Holſteiniſchen Partei, denn Beſeler, Clauſſen 
und Tiedemann ſind jetzt hier in Berlin angekommen, um auch für ihre Schles⸗ 
wig⸗Holſteiniſche Sache auf die Stände Preußens zu wirken. Es ſcheint uns 
hier eine Verkennung unſerer Verhältniſſe ſich geltend zu machen, denn der Vers 
einigte Landtag hat in Wahrheit fo viel mit ſpeciell Preußiſchen Dingen zu thun, 
daß für andere Zuſtande, mögen ſie fonft auch noch jo wichtig ſein, wenig oder 
gar nichts erwartet werden kann.“ 5 
Es überraſcht hier, daß ein Theil der zur Ritterſchaft gehörenden Abgeord⸗ 
neten Meinungen im Sinne des Fortſchrittes entwickelt, wie man fie nicht er⸗ 
wartet hatte. 5 
Die Frage wegen Zuläſſigkeit eines Abgeordneten der Städte, gegen 
welchen noch ein Prozeß obſchwebt, iſt bereits entſchieden worden. Se. Maj. 
der König hatte in dieſer Hinſicht angeordnet, daß die übrigen Abgeord⸗ 
neteten der Städte entſcheiden ſollten, ob der beſagte Prozeß die Ausſchließung 
jenes Abgeordneten begründe oder nicht. Nach abgehaltener Bergthung erklärten 


die Abgeordneten der Städte, daß nach ihrer Anſicht der Zuläſſigkeit des in Rede 
ſtehenden Abgeordneten kein Hinderniß im Wege ſtehe. 

Den Grafen von Schaffgotſch, einen jungen Mann von hoher Bildung und 
vielem Tact, bezeichnet man jetzt als künftigen Generalintendanten der Königl. 
Schauſpiele. Dieſe Stelle ſoll derſelbe {don zum Oktobet als eine hohe Hof 
charge einnehmen. i 1 

Gegen die im December v. J. verhafteten jungen Leute aus dem Handwerker⸗ 
ſtande, von denen der eine Schneider M., der Ankläger des Dr. Ed. Meyen 
geweſen, hat die Staats-Anwaltſchaft jetzt die Anklage wegen Hochverraths wie⸗ 
der fallen laſſen und nur wegen verbotener Verbindungen und Umtriebe 
noch aufrecht zu erhalten geſucht. Die vier verhafteten Handwerker find daher 
wieder dem hieſigen Criminalgericht und aus den Hansvogtei⸗Gefängniſſen nach 
der Stadtvogtei zurückgebracht worden. — In dem großen Polen⸗Prozeß werden 
jetzt die Vorladungen erlaſſen. 2 - 

Landsberg a. W. den 20. April. (Z.⸗H.) Wir hatten geſtern Gele⸗ 
genheit, den gänzlichen Mangel an Linientruppen in unſerer Stadt, die unter 
11000 Einwohner mindeſtens 400 zählt, welche zu der arbeitenden Klaſſe 
gehören, tief zu empfinden. An der Warthabrücke hatten ſich ſchon Vormittags 
viele Männer und Frauen zuſammengerottet, welche einen Wagen mit Kartoffeln 
plünderten und den Fuhrmann durchprügelten. Nachmittags kamen ſie wieder in 
Maſſen zuſammen und warteten darauf, daß der Beſitzer des Gutes Roßwieſe 
Kartoffeln durch die Stadt nach ſeiner Beſitzung ſchickte, in welchem Falle ſie ſich 
derſelben bemächtigt hatten. Es wurdeihm ſogleich durch eine Eſtaffette anempfohlen, 
keine Kartoffeln nach Roßwieſe zu ſchicken. Inzwiſchen hatte ſich die Menge noch 
bedeutend vermehrt. Man wollte nach dem Gute ſelbſt hinausmarſchiren, allein 
es war bereits Abend und man begnügte ſich damit einen Speicher durch Zertrüm⸗ 
merung der Thuren und Schlöſſer zu öffnen, eine Chaine zu bilden und ſich in 
Reihe und Glied die dort befindlichen Kartoffeln anzueignen. Außer 50 Wispeln 
derſelben wurden noch einige Wispel Wicken, die nur zu Pferdefutter zu gebran⸗ 
chen ſind, weggenommen; Beweis genug, daß nicht augenblickliche Noth, viel⸗ 
mehr ein lange verhaltener Groll an dem Auftritt Schuld war. Die Polizei konnte 
ſich nicht ins Mittel legen, weil ihre Kräfte zu beſchränkt find und nicht durch 
Militair unterſtützt wurden. Unſer verehrter Bürgermeiſter ſuchte durch Worte 
und durch das Verſprechen, daß von Seiten des Magiſtrats die Kartoffeln mit 
1 Sgr. pro Metze verkauft werden ſollten, die Aufrührer zu beſchwichtigen. Erſt 
um 11 Uhr ging die Menge ſingend und ſchreiend nach Haufe. Heute, den 20., 
wurden die Höter auf dem Markte vom Pöbel geplündert und die Kartoffelwagen, 
die vom Lande kamen, umgeſtürzt. Jetzt, indem ich dies ſchreibe, ſtehen Men⸗ 
ſchen ſchaarenweiſe auf den Straßen; die Landwehr iſt aufgeboten; die Bürger 
werden ſich um 4 Uhr verſammeln, um einen energiſchen Entſchluß zu Faden 
Gott weiß, was uns der Abend bringt und die nächſten Tage, wenn nicht ſchleu⸗ 
nigſt Militair einrückt. Gelingt es dem Poͤbel inzwiſchen einen Spiritusſpeicher 
zu erbrechen, jo bleibt kein Stein auf dem andern liegen. 

Landsberg a. d. W. den 21. April. (Spen. Ztg.) Wir hatten hier 
einen Arbeiter-Aufſtaud, gegen welchen die Behörden bereits kräftig eingeſchritten 
ſind. Der Major und Commandeur Hardt und der Bürgermeiſter Neumann 
haben bereits heute eine öffentliche Bekanntmachung erlaſſen, worin es heißt: 

„Die ehegeſtern und geſteru hier vorgefallenen Arbeiter-Unruhen haben zur 
Sicherung des Eigenthums der hieſigen friedlichen Bewohner, jo wie zur Siche⸗ 
rung des Verkehrs, die Anordnung eruſter Maßregeln nothwendig gemacht, zu 
deren Aufrechterhaltung ein ftärferes Militair-Commando hier eingerückt 
und eine Sicherheits-Garde, aus den achtbarſten Bürgern und Bewohnern 
der hieſigen Stadt beſtehend, eingerichtet und ins Leben getreten iſt. Wir hegen 
die Hoffnung, daß mit Gottes Hülfe es dieſen Maßregeln gelingen werde, alle 
ferneren Exeeſſe zu verhüten oder ſie wenigſtens im Keime zu erſticken, wenn fie 
dennoch verſucht werden ſollten.“ Zu dieſem Zwecke werden Beſtimmungen er⸗ 
laſſen und zur genaueſten Beachtung bekanntgemacht. Danach dürfen namentlich 
Arbeiter, Geſellen, Lehrlinge, Dienſtboten und Kinder nach 8 Uhr Abends ſich 
weder auf den Straßen, noch in Gaſthäuſern und Tabagien antreffen laſſen. Die 
Inhaber von Schankſtätten aller Art dürfen nach 8 Uhr Abends an Niemanden, 
ohne Unterſchied der Perſon, geiſtige Getränke verabreichen. Oeffentliche Tanz⸗ 
luſtbarkeiten dürfen nur an den Sonntagen abgehalten und können in keinem 
Fall über 10 Uhr Abends ausgedehnt werden. Oeffentliche Aufzüge der Gewerke 
und anderer Corporationen können vorläufig nicht geſtattet werden. 

Breslau den 20. April. (Bresl. Ztg.) Der Lehrer Wander, welcher 
kurz nach feiner Wiedereinfegung in fein Amt von dem eeligions unterricht dispen. 
ſirt worden iſt, hat bei der Regierung wegen der Auszahlung ſeines vollen Ge— 
halts Antrag machen müſſen. Da man ihn ſehr genau beobachtet, jo mag er 
jetzt eine ſchlimme Stellung haben. ARE 

Magdeburg. Auf der Mittwochsverſammlung in Onadau verbreitete ſich 
die Nachricht, der Paſtor Uhlich habe an Oſtern von hieſiger Kanzel geſagt; er habe 
zwar ſchon öfter erklärt, daß Chriſtus nicht auferſtanden ſei, wolle es indeſſen 
jetzt auch an dieſem Ort erklären. Man wollte darin die Abſicht ſehen, die Re⸗ 
gierung zu feiner Abfepung, welche jetzt in Uhlich's Plane liege, zu nöthigen. 
Elfhundert Familien namlich ſeſen in Magdeburg bereit, aus der evangeliſchen 
Kirche auszuſcheiden und zu den Chriſt⸗Katholiken überzutreten, bei denen Uhlich 
erfter, der bisherige Geistliche aber, Hr. Nitzſchte, zweiter Prediger werden ſolle. 
Das Aprilheſt der kirchlichen Monatsſchrift ſagt, der gemeine Mann, welcher 
von den Vörgängen in Magdeburg höre, erblicke in ihnen ſchon Vorzeichen von 
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einem nahen Religionskriege; und er habe inſofern wohl Recht, als auf eine 
Ausgleichung dieſer Differenzen durch Ueberzeugung oder durch Vermitelungen 
nicht mehr zu rechnen ſei. Es ſei kein anderer Weg übrig als „ Scheidung und 
Trennung Deſſen, was nimmermehr in Wahrheit mit einander vereint beſte— 


hen kann“. 


Ans lan d. 


De n tee r n d. 

Schleswig. — Die Unterſuchung nach den Verfaſſern und Verbreitern 
mehrerer das Staatstecht und die Erbfolge der Herzogthümer betreffenden, in 
Däniſcher Sprache verfaßten Schriften, welche feit faſt vier Wochen in verfchie- 
genen Orten Nordſchleswigs ſtattfand, iſt jetzt beendet. Der mit dieſer Commiſ— 
ſion betraute Juſtigrath Laſſen hat ſich wieder nach Hadersleben begeben und 
nimmt als das Reſultat feiner Bemühungen einige hundert Verhörprotokolle mit, 
aus denen hervorgeht, daß dieſe Schriften in Hamburg gedruckt und von einem 
früheren Herausgeber des „Apenrader Wochenblatts“ wahrſcheinlich verfaßt ſind. 
Die Verbreitung wurde von keinem der Verhörten in Abrede geſtellt, wozu um 
ſo weniger Grund war, als die Schriften nicht verboten waren und auch noch 
nicht verboten ſind. Die Verhöre haben viel Sonderbarkeiten dargeboten, 3. B. 
wurden einige gefragt: was ſie von dem Regierungspräſidenten Herrn o. Scheel 
dächten? Andere verwarnt: gewiſſe Hamburger Zeitungen zu leſen; ein Bauer 
belehrt, daß der Verfaſſungsantrag der Schleswigſchen Stände eine ähnliche Ver⸗ 
ſaſſung wie die Preußiſche bezwecke. 

Leipzig den 21. April. Berichte aus Eisleben melden, daß dort ein 
Ausbruch am 19. April ſtattgefunden, der durch Sehr drückende Noth hervorgeru⸗ 
fen worden ſei. Mishandeln von Getreidemäklern, gewaltſame Ausräumung von 
Kellern und Getreideböden find verübt worden und ſogar der bewaffneten Macht 
ſoll der empörte Haufen entgegengetreten ſein. Näheres erwartet man. 

Hannover den 19. April. In der theologiſchen Welt macht eine Verfü⸗ 
gung des hieſigen Konfiftorinms Aufſehen, wonach die Verpflichtung der 
Predigtamtscandidaten auf die Symbole aus der bisher üblichen beding— 
ten in eine unbedingte verwandelt iſt. Bei der Mehrzahl unſerer Candidaten wird 
man damit kaum auf harten Widerſtand ſtoßen; bei einigen doch. Es iſt aber 
ſicher nicht weiſe, ohne Noth die Reibungen zu vermehren, die ohnehin das 
kirchliche Leben der Gegenwart jo ſehr erſchüttern, und wir begreifen die Maß- 
regel des hieſigen Conſiſtoriums um ſo weniger, da man von ſeinem neuen Chef 
eher alles Andere vermuthen zu dürfen meinte als reagirende Verſuche, die doch 
nur Verſuche bleiben werden. 

Die Hannoverſche II. Kammer hat am 16. April beſchloſſen, die durch 
eine Feuersbrunſt gänzlich verheerte Stadt Bockenem der beſonderen Rückſicht 
der Regierung zu empfehlen, und zu dem Ende die früher ſchon zur Linderung 
des Nothſtandes bewilligte Summe von 100,000 Thlr. für den Fall, daß da⸗ 
mit nicht auszureichen wäre, auf 125,000 Thlr. zu erhohen. 

Die Mannheimer Abendzeitung vom 17. April enthält eine Zuſchrift von 
Heinzen, worin derſelbe in Abrede ſtellt, daß er Verfaſſer oder Verbreiter des 
bekannten Revolutionsrecepts ſei, und anzeigt, daß er mit der Redaktion der Augs⸗ 
burger Allgemeinen Zeitung, welche dies in einem Artikel aus Genf behauptet 
hatte, in Privatkorreſpondenz getreten fei, 

Gegen den Gymnaſiallehrer Dr. Volkmar in Fulda, bekannt durch feine 
Beſtrebungen zu Gunſten der deutſch⸗katholiſchen Sache, iſt auf Befehl des Mi— 

niſteriums des Junern eine Diseiplinarunterſuchung eingeleitet worden; dieſelbe 
wird von dem Mitgliede der Gymnaſialverwaltungscomiſſton, dem Geh. Regie- 
rungsrathe Gößmann geführt. — Von Staats wegen werden nunmehr die Ges 
meinden in Kurheſſen zur Angabe der benöthigten Quantitäten von Samen- 
ſrüch ten aufgefodert; leider aber finden ſich keine Vorräthe vor, um allen den 
Forderungen genügen zu können. 

Aus dem Herzogthum Naſſau. — Auf unſerm Landtage wird nach⸗ 
ſtens eine Petition der altlutheriſchen Diſſidenten in den Lahngegenden 
zur Verhandlung kommen. Man iſt geſpannt auf die Debatte, da gerade ſolche 
Vorlagen, die zuletzt auf die Erörterung prineipieller Gegenſätze führen, höͤchſt 
geeignet ſind, geſteigertes Leben und allgemeineres Jutereſſe in 
den Landtag zu bringen. Der vorige Landtag wurde gerade darum im ganzen 
Lande mit allgemeiner Theilnahme verfolgt, die in früheren Jahren nur zu ſehr 
erkaltet war, obgleich unſere Landtagsverhandlungen, wenn man die alten Proto⸗ 
tolle muſtert, des Trefflichen, für den Einheimiſchen Lehrreichen, recht viel ent— 
halten. Allein es ſtand vereinzelt, die rechten Gegenſätze und die eigentliche 
prineipfelle Debatte fehlteit. 

5 O ei ens 3 

Wien den 18. April. Morgen wird das Geburtsſeſt S. M. des Kaiſers 
durch kirchliche Feier und Truppen⸗Paraden gefeiert. Bei Hofe ift großes Fami 
lien⸗Diner. — J. Kaif. H. die Erzherzogin Maria Dorothea iſt vorgeſtern aus 
Ofen hier eingetroffen, eben fo der Erzherzog Max v. Eſte aus Ebenzweyer. — 
Die geſtrigen Handels⸗VBerichte aus Bukareſt vom 10. d. find betrübender, als 
alle früheren. Der Schlag, welcher den Griechischen, Armeniſchen und jüdiſchen 
Handelsſtand in der Türkei und den Nachbarländern durch den Brand von Buka⸗ 
seft getroffen, wird bis nach Bokhara und am Ganges gefühlt werden. Be⸗ 
richte von den erſten dortigen Haͤuſern berechnen den Schaden auf nicht minder als 
10 Mill. Dukaten. Alle aufgehäuften Europälſchen und Aſiatiſchen Waaren in 


den Magazinen ſind in Feuer aufgegangen, und bis zum wandernden Handels⸗ 
juden alle dortige Kaufleute an den Rand des Abgrundes gebracht. Es iſt natür⸗ 
lich, daß durch dieſes Ereigniß die Theilnahme auf dem hieſigen Platze ſehr au⸗ 
geregt wird. Der Schaden der Oeſterreichiſchen Unterthanen und der mit Bu⸗ 
kareſt in Verbindung ſtehenden Griechichen und Jüdiſchen Häuſer wird auf einige 
Millionen berechnet. Es herrſcht deshalb unter den hieſigen Griechiſchen Häu⸗ 
ſern eine allgemeine Beſtürzung. 
Frankreich. 

Paris den 19. April. Es iſt ſchon bemerkt worden, daß eines der hieſigen 
Blätter, die Union monarchique, beſonders darauf hinweiſt, daß man einen 
ſtarken Fehler begehen würde, wenn man die Thronrede Sr. Majeſtät des Könige 
von Preußen nach Franzöſiſchen Begriffen von den konſtitutionellen Repräſentativ⸗ 
ſoſtemen beurtheilen wollte. „Preußens König,“ ſagt dies Blatt, um die Urtheile 
anderer ſeiner Kollegen zu berichtigen, „erklärt in feſter, aber maaßvoller Sprache, 
daß Uebereilung, daß jeder unbeſonnene Schritt nur Unruhe und Aufregung her⸗ 
vorrufen und den Fortſchritt der Verbeſſerungen aufhalten würde. Dieſer Fürſt, 
den wir den Weiſen nennen möchten, hat alle Gefahren eingeſehen, welche damit 
verbunden ſind, wenn die Königliche Autorität zu ſchwach gemacht wird. Er 
glaubt nicht, daß ihr durch zu haſtige Zugeſtändniſſe dürfe Abbruch gethan werden; 
er wünſcht, um uns ſeiner eigenen Worte zu bedienen, ſeine Krone ungeſchwächt, 
wie er ſie geerbt, ſeinen Nachkommen zu bewahren. Einen Punkt endlich läßt 
die Rede Friedrich Wilhelm's nicht in Zweifel oder in Zweideutigkeit. Er hat 
eine Abneigung gegen geſchriebene Charten; er weiſt ſie mit Energie zurück. Im 
Ganzen legt dieſe Rede deutlich und ohne irgend einen Rückhalt den wahren Zweck 
des Monarchen dar — mittelſt einer einſichtsvollen Maßregel das repräſentative 
mit dem monarchiſchen Prinzip zu vereinigen, das eine zu begünſtigen, ohne dem 
anderen etwas von feiner Unverſehrtheit zu nehmen, ihren wachſenden Bund durch 
friedliche Mittel zu weihen, ohne gewaltſame Strebungen, die leicht eine Erſchüt⸗ 
terung verurſachen könnten. Dies iſt ein großes Schauſpiel für die revolutionai⸗ 
ren Schulen, die bis jetzt eine ſolche Vereinigung nicht als möglich zugeben woll⸗ 
ten. Es ſteht hier eine große Aufgabe zu loͤſen, und wir hoffen, ſie werde ohne 
Zuſammenſtoß, ohne plötzliche Erſchütterungen, ohne irgend eine Auflehnung ges 
loſt werden. Gelangt dieſes große Unternehmen zu einem glücklichen Ende, fo 
wird es der mächtigſte Beweis für die Wahrheit des alten Ausſpruchs fein, daß 
aufgeklärte Freiheit die heilige Tochter der Monarchie iſt.“ 

Die Pairs-Kammer hat vorgeſtern den Geſetz-Entwurf über Einrichtung eines 
Dampf» Paketboot⸗Dienſtes zwiſchen Havre und New-Pork mit 107 gegen 7 
Stimmen angenommen. 

Kürzlich fand hier in einem Gebäude der großen Manege eine heftige Gas⸗ 
Exploſion ſtatt. Das Unglück wurde durch die Annäherung eines brennenden 
Lichts an den Gaſometer herbeigeführt, der wahrſcheinlich ein Loch hatte. Vier 
Perſonen wurden ſchwer verletzt, darunter ein Arbeiter der Gascompagnie. Der 
Gaſometer zerſpraug, ein Theil des Gebäudes wurde zerſtört und die Heuvorräthe 
geriethen in Brand, ſo daß 40 Pferde in Gefahr waren, zu erſticken und nur 
mit Mühe gerettet werden konnten. g 

Die von dem Journal des Debats angezeigte Ernennung des Herzogs von 
Broglie zum Botſchafter in London iſt heute im Konſeil der Miniſter vom König 
unterzeichnet worden und wird morgen oder übermorgen im Moniteur erſcheinen. 
Es wäre ein Irrthum, zu glauben, daß der Herzog von Broglie nur eine zeit⸗ 
weilige Sendung nach London angenommen hat, uur um die feit der Vermählung 
des Herzogs von Montpenſier eingetretene Spannung zwiſchen England und 
Frankreich vollends zu heben. Nein, der Herzog von Broglie hat ſich dem Könige 
gegenüber verpflichtet, drei volle Jahre in England zu bleiben, um unermüdet an 
der Herſtellung der entente cordiale zwiſchen beiden Kabinetten zu arbeiten. Man 
verſichert, daß die neueſten Ereigniſſe in Spanien den König der Franzoſen we⸗ 
ſeutlich beſtimmt haben, den Herzog von Broglie aufzufordern, aus feiner bishe⸗ 
rigen Zurückgezogenheit zu treten, um der Juli-Dynaſtie einen neuen Beweis ſei⸗ 
ner Anhänglichkeit zu geben. Von allen Franzöſiſchen Diplomaten iſt in der That 
keiner mehr als der Herzog von Broglie für den Botſchafterpoſten in London ge⸗ 
eignet. 

Spanien. 

Madrid den 12. April. Seit geſtern Mittag erfuhr man, daß bie niede⸗ 
ren Volksklaſſen Madrids auf Auſtiften der Progreſſiſten beſchloſſen hatten, der 
Königin bei ihrer gewöhnlichen Spazierfahrt eine außerordentliche Huldigung im 
Geſchmacke des Tages darzubringen. Da ohnehin Sonntag war und die heiterſte 
Witterung herrſchte, jo waren Nachmittags alle von dem Palaſte nach dem Prado 
ſührenden Straßen, ſo wie die Balkone der Häuſer, mit einer unüberſehbaren 
Menſchenmenge angefüllt. Um fünf Uhr erſchien die Königin, die beiden Pferde 
ihres Kabriolets mit eigenen Händen leitend. Neben ihr ſaß die Jufantin Doſia 
Joſefa, und hinter ihr fuhr der Infant Don Francisco de Paula in einem ein⸗ 
ſpännigen Wägelchen, das der Königin in ihrer Kindheit als Spielwerk gedient 
hatte. Ein einziger Stallmeiſter ritt neben dem Kabriolet der Königin. Sobald 
ſie auf der Puerta del Sol erſchien, brach das Volk in das Geſchrei: „Es lebe 
die Königin! Es lebe die Freiheit! Es lebe das ſouveraine Volk! Es lebe die 
National⸗Miliz!“ aus. Die ſtets zunehmende Menge ſtürzte ſich hinter den Wa⸗ 
gen her, bis er den Eingang des Prado erreichte, wo eine noch zahlreichere Maſſe 
ſich ihm entgegenſtürzte und einige Minuten anzuhalten nöthigte. Eine weiße 
Taube wurde der Königin in den Wagen geſchlendert und von ihr dem Stallmei⸗ 
ſter überreicht. Dieſe Taube trug um den Hals ein Band, auf welchem ſich bie 
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Worte: „Es lebe die konſtitutionelle Königin! Es lebe das ſouveraine Volk!“ 
befanden. Zu gleicher Zeit haͤudigten Perſonen aus dem niedrigſten Pöbel ge— 


druckte Gedichte ein, die den Geiſt athmeten, welcher einſt dem Regenten Eſpar⸗ 


tero ſo ſehr zuſagte. Dabei erſcholl daſſelbe Geſchrei, wie auf der Puerta del 
Sol, und als ein in Lumpen gehüflter Kerl der Königin mit den Worten: „Es 
lebe die Freiheit,“ in die Zügel ſiel, erwiederte ſie freundlich: „Ja, ja, freier 
Bürger! Laß mir aber jetzt auch meine Freiheit!“ Darauf vergnügte die Königin 
ſich damit, drei volle Stunden die mit zwei Reihen von Equipagen und Reitern 
überfüllte Allee des Prado, ſo gut es ging, auf- und abzufahren. Denn ein 
Haufen von etwa 20 Gaſſenjungen, die beftändig unter dem hergebrachten Ge— 


ſchrei dicht neben und vor dem Wagen liefen, erſchwerten ihr nicht ſelten das 


Fortkommen. Ich ſah einen Menſchen ſich zu wiederholtenmalen unter dem Aus— 
ruf: „Es lebe die Freiheit!“ vor den Pferden auf die Knie werfen und die Köni— 
gin erſuchen, über ihn wegzufahren. Viele Menſchen erkletterten Bäume, um 
eine nähere Anſicht der Luftfahrt zu gewinnen. Indeſſenſ bemerkte ich, daß die 
bei weitem größere Zahl der Anweſenden entweder verächtlich lachte oder die Ach— 
feln zuckte. Als die Königin Rach eingebrochener Nacht über die Puerta del Sol 
nach dem Palaſte zurückfuhr, verdoppelte ſich ſowohl das Zudrängen als das 
Geſchrei, und das Volk zwang mehrere Polizei-Soldaten und Offiziere, in die 
Ausrufungen, unter welchen man vorzüglich den: „Es lebe Espartero! Es lebe 
die National⸗Miliz!“ vernahm, einzuſtimmen. 

Die eigentliche Bedeutung dieſer ſich ſeit acht Tagen ſtets erneuernden Aufs 
tritte vermag nur derjenige zu ermeſſen, welchem die innere Verhältniſſe des Pa- 
laſtes und des Königlichen Ehepaares kein Geheimniß ſind. In voriger Nacht 
hielten ſämmtliche Miniſter eine Berathſchlagung, die Gaceta überraſcht uns 
heute mit der Veröffentlichung des nachſtehenden von dem Juſtiz— Miniſter an den 
Fiskal des hieſigen Appellationshofes gerichteten Befehls: „Da an dieſem Abende 


das anſtößige Attentat aufrühreriſchen Geſchreies an öffentlichen Orten dieſer Re— 


fidenz begangen worden iſt, während zugleich einem erlanchten Namen Lebehoch 
gerufen wurde, fo iſt es der Wille Ihrer Majeftät, daß ein ſolcher Unfug auf 
der Stelle unterdrückt und durch Beſtrafung der Wiederholung ſolcher Erzeſſe vor⸗ 


gebeugt werde. Demzufolge befiehlt fie mir, Ihnen aufzutragen, die ſchleunigſten 


und wirkſamſten Verfügungen zu treffen, damit das befugte Gericht das Verfah— 
ren zur Beſtrafung gegen die Schuldigen einteite“ u. ſ. w. Madrid, den 11. 
April 1846. Es ſcheint alſo, daß die Miniſter vor ihrem eigenen Werke zurück 
ſchrecken und den Demonſtrationen der Maſſen eine andere Bedeutung beilegen, 
als die Königin ſelbſt darin erblicken mochte. Die Extreme berühren ſich. 

In dieſem Augenblicke wird an den Straßenecken eine Verfügung des Gefe 
politico angeheftet, in welcher aus Anlaß der geſtrigen Vorfälle das Anhäufen 
übermäßig zahlreicher Gruppen auf den Straßen und Plätzen, ſo wie das Ausru⸗ 
fen von Vivas oder Mueras, unterſagt wird. In den Theatern und im Stier⸗ 
gefechte darf ſelbſt der Königin kein Lebehoch gebracht und die Perſonen, welche 
darauf ausgehen, ſich an den Wagen der Königin zu drängen oder ſie anzuhalten, 
ſollen ſogleich durch die Polizei oder Soldaten verhaftet werden. Die Unaus⸗ 
führbarkeit einer ſolchen Verfügung wird ſich vielleicht [yon heute ausweiſen, falls 
die Königin, den ernſtlichen Vorſtellungen der Miniſter zuwider, das Stiergefecht 
beſuchen ſollte. 

Der General Serrano ſoll ſich noch immer hier befinden. 
er im Theater neben der Loge der Königin. Der Miniſter-Präſident erklärte vor⸗ 
geſtern im Senate, der General Serrauo habe ſeine Pflicht als Militair keineswe— 
ges verletzt, als er ſich weigerte, den Befehlen des Kriegsminiſters zufolge, Mas 


drid zu verlaſſen. 


Herr d'Ayllon geht heute nach Liſſabon ab. Der Juſurgenten-General Sa 
da Bandeira, der ſich mit 1600 Mann auf drei Dampfſchiffen in Porto ein— 
ſchiffte, hat dieſe am 2 in Sines und Faro (Algarbien) ans Land geſetzt. Eines 
der Dampfſchiffe hat ſich durch widrige Witterung genöthigt geſehen, in Gibraltar 
anzulegen, wurde jedoch von den Eugliſchen Behörden zurückgewieſen. 

Großbritannien und Irland. 

London den 16 April. Der bereits erwähnte Artikel der Times über 
die Thronrede Sr. Majejtät des Königs von Preußen zeichnet ſich vor den übrigen 
Kommentaren der Engliſchen Preſſe dadurch aus, daß er die Bedeutung des In— 
haltes der Thronrede ſelbſt richtig zu erfaſſen ſcheint, während die übrigen Blätter 
mehr an die Thatſache der Eröffnung eines Vereinigten Landtages in Preußen ſich 
halten, und daraus Folgerungen ableiten, welche eine Unkenntniß der Preußiſchen 
Verhaltniſſe, überhaupt keine deutlichen Begriff von dem Juhalte des Pateuts 
vom 3. Februar verrathen. 

Die heutige Times wiederholen in einem leitenden Artikel ihre früher ſchon 
einmal gegebene Verſicherung, daß die Britiſche Regierung in Portugal zu Gun— 
ſten der Königin Donna Maria nicht interveniten werde, ſondern die Beendigung 
des dortigen Bürgerkrieges von einer Vereinbarung der Königin mit den Inſur⸗ 
genten erwartet werden müſſe. Dieſe Anſicht hätten nicht allein die Höfe von 
London und Madrid, ſondern auch die Franzöſiſche Regierung. 

Nachrichten aus Liſſabon vom 10. d. M. melden, daß der Portugieſiſche 
Finanz⸗Miniſter Graf Tojal im Auftrage der Königin oder der Regierung dem 
Britiſchen Geſandten Sir Hamilton Seymour und dem General Parker einen Be— 
ſuch gemacht habe, in Folge deſſen das Brittiſche Geſchwader der Königin zur 
Disposition geſtellt und die Vorkehrung getroffen iſt, die Britiſchen Marine-Sol- 
daten ſofort ans Land zu ſetzen, wenn die Königin dieſelben zum Schutze ihrer 
Perſon ihres Thrones verlangen ſollte. 


Vorgeſtern erſchien 


Die Urſache dieſer Forderung iſt der⸗ 


ſchlechte Erfolg der Königlichen Truppen im Alemtejo. Der Kriegszuſtand iſt un⸗ 
verändert, und es gewinnt die Ueberzeugung Raum, daß keine der beiden Par⸗ 
teien die andere beſiegen kann. 

. Ji aul WEM. 

Rom den 9. April. Während die liberale Partei den Papſt mit verdoppel⸗ 
tem Jubelruf einzuwiegen ſtrebt, ſchütteln ſcharfſinnige und erfahrene Männer 
immer bedenklicher den Kopf, denn alles läßt befürchten, daß wir mit großen 
Schritten der Anarchie entgegen eilen. Zwar iſt dies in Rom, wo die Regierung 
ſorgfältig für die Erhaltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung wacht, nicht ſo 
offen zu erkennen, allein dafüx beurkunden ſich die traurigſten Symptome in der 
Romagna und in der Marche Anconitana. Jedermann will befehlen und Niemand 
gehorchen. Beinahe alle Unterthanen ſind ungeachtet des beſtehenden Waffenver⸗ 
bots in jenen Provinzen mit Flinten, Säbeln, Schwertern u. ſ. w. bewaffnet, 
und darum werden die Reibungen zwiſchen den Parteien immer häufiger und ge⸗ 
fährlicher. Vergeblich bemühen ſich die Local-Gouverneure theils durch Güte, 
theils durch Strenge ihre Untergebenen in Gehorſam zu erhalten. Mehrere neue 
Legaten in den Provinzen ſind ſchon ihres Amtes überdrüſſig, weil ſie nicht wiſ⸗ 
ſen, wie ſie ſich zu verhalten haben, da die wahren Abſichten des Papſtes Nie⸗ 
mand kennt, und noch weniger ermittelt werden kann, bis wohin Pius IX. den 
Forderungen der Liberalen nachzugeben ſich wird herbeilaſſen wollen. Monſignor 
Rosconi, Prolegat in Ancona, und einer der aufgeklärteſten jungen Prälaten, dem 
eine große Zukunft bevorſteht, iſt bereits um feine Entlaſſung eingekommen, die 
ihm aber vom Papſt vor der Hand verweigert wurde. Das Nämliche wird vom 
Kardinal Feretti, Legat von Urbino und Peſaro, erzählt. Allein das bei wei⸗ 
tem wichtigſte Eutlaſſungsgeſuch iſt jenes des Kardinal Gizzi, Staatsſeeretair für 
das Junere und Aeufere. Kardinal Gizzi hat am Oſtermontag peeſönlich feine 
Entlaſſung in die Hände des heiligen Vaters niedergelegt, dieſer ſie aber bis zur 
Stunde noch nicht angenommen. Der Kardinal Gizzi ſchiebt ſeine leidende Ge⸗ 
ſundheit vor, um von den Staatsgeſchaͤften ſich zurückziehen zu dürfen. Im 
Grunde findet er die Laſt der Geſchäfte zu drückend, um ſie länger zu ertragen, 
denn wenn ſchon das Staatsfeeretariat des Aeußern den thätigſten Mann hinläng⸗ 
lich beſchäftigen könnte, fo iſt die, nach der Erhebung Pius IX. auf den Petri⸗ 
ſtuhl erfolgte Vereinigung der beiden Seeratariate des Innern und des Aeußern 
eine wahrhaft übermenſchliche Bürde, wie man ſchon daraus ſieht, daß zu keiner 
Zeit die Geſchäfte ſich ſo ſehr angehäuft hatten und unerledigt blieben als gegen⸗ 
wärtig. Daher die vielen Klagen über den ſchleppenden Gang der Geſchäfte, die 
durch das Kabinet des Kardinal Gizzi zu paſſiren find. Dieſer Kirchenfürſt iſt 
übrigens ein zu ſcharfſinniger und hellſehender Staatsmann, um nicht ernſthafte 
Beſorgniſſe für die nächſte Zukunft des Kirchenſtaates zu hegen. So z. B. ſchmei⸗ 
chelte ſich die liberale Partei von Pius IX. zu erwirken, daß im ganzen Lande die 
Bürger-Miliz eingeführt werden möchte, um für die Erhaltung der öffentlichen 
Ordnung zu wachen. Das heilige Kollegium, welchem der Papſt dieſe Frage 
kürzlich vorlegte, hat beinahe einſtimmig dagegen ſich ausgeſprochen, weil das⸗ 
ſelbe nicht ohne Grund befürchtet, daß wenn einmal die Bürger bewaffnet daſtehen 
werden, die Regierung nicht mehr im Stande ſein wird, die Volksmeinung zu 
leiten, ſondern daß dann die bay onettes intelligenttes ihr den Impuls geben. 
Das heilige Kollegium verlangt eher, daß man eine allgemeine Entwaffnung der 
Bürger vornehme. Kardinal Gizzi, welchem früher oder ſpaͤter die Ausführung 
einer fo unpopulairen Maßregel übertragen werden würde, mag feine eigene Vers 
antwortlichkeit dabei nicht ausſetzen, ſondern wünſcht früher ſich zurückzuziehen, bevor 


offene Reibungen zwiſchen der päpſtlichen Regierung und den Liberalen ausbrechen. 


Falls er wirklich feine Entlaſſung erhält, glaubt man, werde er den Kardinal 
Baluffi zum Nachfolger erhalten, welcher ein viel gereiſter Prälat iſt, und durch 
ſein Werk über Amerika einen bedeutenden literariſchen Ruhm ſich zu erwerben ge⸗ 
wußt hat. 


Vermiſehte Nachrichten, 

München. — Die Stimmung des Publikums gegen die Ge⸗ 
treidehändler iſt der Art, daß bereits einige Münchener Bürger es für nö⸗ 
thig erachtet haben, im „Tagblatt“ zu erklären, daß fie keinen Getreide— 
handel treiben. Sy; 

In Berlin leben, nach Ausweis der vorigjährigen Zählung, nahe an 
420,000 Menſchen. Die Givilbevölferung war zu Anfang Decembers v. J. 
389,395 Seelen; das Militair beſtand aus 13,720, oder mit Einſchluß von 
5474 Angehörigen und Dienſtleuten zuſammen aus 19,194 Perſonen; die Zahl 
der ſich täglich hier aufhaltenden Fremden iſt durchſchnittlich 10,000. Dies als 
les zuſammen giebt 418,589. Am Schluſſe des Jahres 1843 hatte Berlin 
eine Civil- und Militärbeyölferung von 365,495 Seelen: die dreijährige Ver⸗ 
mehrung beträgt demnach 43,094 Seelen, oder jaͤhrlich 14,565, täglich 39. 
Seit dem Jahre 1843 iſt die Bevölkerung Berlins um faſt 115 pCt., jährlich 
um faſt 4 pCt., angewachſen, während ſie in Preußen überhaupt ungefähr um 
13 pCt. jährlich zunimmt. Seit dem Jahre 1825, alſo in 21 Jahren hat ſich 
die Bevölkerung Berlins verdoppelt. Berlin allein enthält 1 Oder mehr als 183 
pCt. der Bevölkerung der Probinz Brandenburg und A oder fait 23 jpGt. der 
Bevölkerung von ganz Preußen. Es ſteht gegenwärtig ſchon anf gleichem Range 
mit St. Petersburg und Wien und wird ſie bald hinter ſich laſſen. 

Brüſſel. — Hr. van Eſſchen hat gegen Hrn. van Ecke wegen der Erfin⸗ 
dung bezüglich die Luftſchifffahrt bei dem hieſigen Tribunal erſter Juſtanz auf ei⸗ 

(Hierzu zwei Beilagen.) 


96. 
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nen Schadenerſatz von 100,000 Fr. geklagt, indem er ſich, wie ſchon früher 
mitgetheilt wurde, darauf ſtützt, daß Er (van Eſſchen) die Erfindung gemacht, 
van Ecke fie aber für ſich ausgebreitet habe. 

Die Handelskammer von Lyon hat von Hrn. v. Lagrené das Bildniß des 
Kaiſers von China in Aquarell auf Reispapier zum Geſchenk erhalten. Das 
Bild war auf der Reiſe zerbrochen und mußte wieder zuſammengeſetzt werden. 
Seine Chineſiſche Majeftät iſt als Knieſtück dargeſtellt, mit dem Seepter in der 
Hand und der Pfauenfeder auf dem Kopf. Der Geſichtsausdruck iſt mild, die 
Oberlippe hat einen kleinen Schnurrbart, das Haupthaar aber ſcheint ganz raſirt 
zu ſein. Dem Anſchein nach iſt er 50 bis 55 Jahr alt. Der Name des Kai⸗ 
ſers, Tao⸗kwang, iſt in Chineſiſcher und Franzöſiſcher Sprache beigegeben. 


Handels⸗Bericht aus Stettin vom 21. April. 


In letzter Nacht hatten wir wieder einen ziemlich ſcharfen Froſt, während 
jedoch die Witterung des heutigen Tages eine ſehr angenehme iſt. In Folge 
deſſen, da die Preiſe des Getreides zu hoch ſind, um noch Spekulation erregen 
zu können und vielmehr jeder dabei in Betracht kommende Einfluß nothwendig 
ſofort zur Flauheit deſſelben ſtimmen muß, iſt heute durchweg etwas billiger an⸗ 
zukommen. Roggen in loco zu 96 à 100 Nihlr. nach Qual. erlaſſen, 97 Ril. 
in ſchwerer Waare bezahlt, auf Frühjahrslieferung wieder zu 90 Rthlr. gekauft, 
per Mai/Juni für 80 Pfund pr. Schfl. zu 81 Rihlr., Juni „Juli 76 Rilr., 


Heutiger Landmarkt: 


Weizen. Roggen. Gerſte. Hafer. Erbſen. 
Zufuhren: 5 8 811 4 1 Wiſpel. 
Preiſe: 103 à 112 100 à 104 64 à 68 50 3 52 101 à 108 Air. 


Kartoffeln 1 Rtlr. 20 à 25 Sgr. — Heu per Centner 123 a 173 Sgr. 

Stroh in Rationsbunden 4 Rthlr. 223 Sgr. a 5 Kthlr. 14 Sgr. 

Spiritus aus erſter Hand zur Stelle und aus zweiter Hand 94 — 9 3, 
per Juni / Juli 84 9 zu haben. 

Rüd ol in loco 101 Rilr., und pr. April 103 Rtlr., pr. Juni / Juli 104 
Rtlr., Sept. / Oktbr. 112 Rthlr. zu haben. 


Theater. e 

Dem Vernehmen nach werden die älteſten Mitglieder unſerer Bühne, Herr 
und Mad. Karſten, die derſelben ſeit einer langen Reihe von Jahren angehö⸗ 
ren und durch ihre wackern Leiſtungen dem Publikum fo manchen heitern Kunſt⸗ 
genuß gewährt haben, dieſelbe demnächſt verlaſſen, jedoch vorher, und zwar be= 
reits morgen, noch eine Veneſizvorſtellung geben. Schon die Anerkennung, wel⸗ 
che das Karſtenſche Ehepaar hier fo lange gefunden, läßt erwarten, daß das 
theaterfreundlidhe Publikum dieſer Vorſtellung eine recht lebhafte Theilnahme 
ſchenken werde, um ſo mehr aber noch die Wahl des Stücks — ein neues Luſt⸗ 
ſpiel von Neſtroy: „Ein Abend, eine Nacht, ein Morgen in Paris.“ —, das 
dem Ref. zwar unbekannt iſt, das aber bereits auf vielen Bühnen mit entſchie⸗ 
denem Erfolg gegeben worden, und für deſſen Werth und Wirkung der Name 
des Verfaſſers wohl hinlängliche Bürgſchaft leiſtet. 


Juli / Auguſt 70 Rthlr. zu haben. 
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Stadttheater in Poſen. 
Dienflag den 27. April zum Beneſiz für Herrn 
und Mad. Karſten, zum Erſtenmale: Ein Abend, 
eine Nacht, ein Morgen in Paris; Luſtſpiel 
in 4 Abtheilungen von Neſtroy. 


Die geſtern Mittag erfolgte glückliche Entbindung 
einer Frau, Florentine geb. Boehmel, von 
einem geſunden Mädchen, beehrt ſich allen Freun⸗ 
den und Bekannten ſtatt beſonderer Meldung anzu— 
zeigen der Paſtor Erdmann. 

Buk, den 16. April 1847. 

Bekanntmachung. 

Die Jagd auf den ſtädtiſchen Feldmarken, links 
der Berliner Chauſſee — von Poſen ausgehend — 
bis an die Warthe, mithin auf den Feldmarken 
eines Theils des Dorfes Jerzyce, von ganz Ober- 
und Unter⸗Wilde, Görczyn, Demſen, Lu⸗ 
ban und der Vorſtädte St. Lazarus und Colum⸗ 
bia, mit Ausſchluß des an die Fortiſikation abge⸗ 
tretenen Jagdterraius, ſoll entweder im Ganzen oder 
in Parzellen im Wege öffentlicher Licitation auf drei 
Jahre, nämlich vom 24ſten Auguſt d. J. bis 
zum Iſten Juni 1850 an den Meiſtbietenden ver⸗ 
pachtet werden. Hierzu iſt Termin auf 

den Iten Mai c. Vormittags 11 Uhr 
im rathhäuslichen Sitzungsſaale anberaumt worden, 
und können die Bedingungen in unſerer Registratur 
eingeſehen werden. Poſen, den 9. April 1847. 
Der Nagiſtratt 
s Pr O O La m a. 
In dem Hypotheken⸗Buche des im Wagrowiecer 
Kreiſe belegenen adeligen Gutes Grabowo G. 28., 
wozu das Gut Konary und die Wüſte Brodzi⸗ 
kowo gehören, ſteht Folgendes eingetragen: 
a) Rubrica II. No. I. (früher No. 2.) 

Der antichretiſche Pfandbeſitz des Nebengutes Ko⸗ 
nary für den Stanislaus von Ulatowski, beſage der 
im Poſenſchen Grodgerichte den 22fien Juni 1789 
errichteten Infeription von der Lebtagsbeſitzerin An⸗ 
tonina gebornen von Gembarth, verwitweten von 
Ulatowska und den 3 Brüdern Xaver, Ignatz und 
2 ee wegen einer Rubrica III. 

o. 1. beſonders eingetragenen 
70,000 Gulden polniſch oder an 
auf drei Jahre mit vorbehaltener Verlängerung von 
3 und 3 Jahren eingeräumt, am 25ſten April 1796 
zur Eintragung angezeigt und ex agnitione. der 
Brüder Ignatz und Seraphin von Ulatowski ad 
r vom rn und 27ſten April 1796, 

are decreti vom 13ten Januar 1798, jedoch in 
Rückſicht des Miteigenthümers Kaver von Ulaseo ei 


wegen man el Sur f 8 
8 eingetragen Agnition bloß in vim protesta- 


b) Rubrica Ill 

ö No. I. 
1. en 0 Gr. oder 70,000 Gulden pol⸗ 
niſch, un den Miteigenthümer Stanislaus 
von Ulatowski aus der Inſeription der Brüder Xa⸗ 


ver, Ignatz und Seraphin von Aa 5 
ſenſchen Grodgerichte vom 22ften Ber ei hie 
Pfandſumme, wofür denfelben * der Zinſen der 

ubr. II. No. 1. beſonders vermerkte antichretifche 
Pfandbeſitz des Nebengutes Konary ein 
den, am 25ſten April 1796 zur Eintragung ange⸗ 
zeigt, von den Brüdern Ignatz und Seraphin dun 
Ulatowski ad protocollum vom 25ſten und 27ften 
April 1796 agnoscirt und ex decreto vom I13ten 


geräumt wor⸗ 


daher einen recht heiteren Abend verſprechen. 


Januar 1798, jedoch in Rückſicht des Miteigenthü⸗ 
mers Xaver von Ulatowski wegen ermangelnder 
Agnition bloß in vim protestationis eingetragen. 

Ueber die vorſtehenden beiden Intabulate iſt mit 
dem Hppotheken⸗Recognitionsſchein der ehemaligen 
Südpreußiſchen Regierung zu Poſen vom Iſten De⸗ 
cember 1798 und der Inſcription des Grodgerichts 
Poſen vom 22ſlen Juni 1789 nur ein Hypothceken⸗ 
Dokument gebildet, daſſelbe aber angeblich verloren 
gegangen. 3 

c) Rubrica II. No 2. (früher No. 3.) 

‚Eine Proteſtation de non amplius alienando 
vel disponendo, welche wegen eines zwiſchen dem 
Miteigenthümer dieſer Güter Stanislaus von Ula⸗ 
towski und dem Joſeph von Grabowski auf Milewo 
unterm Sten Juli 1804 gerichtlich geſchloſſenen Kaufe 
vertrages, worin der Stanislaus von Ulatowski dem 
Joſeph von Grabowski die ihm angeblich bereits aus⸗ 
ſchlußweiſe zugehörigen Güter Grabowo, Konary 
und die Wüſte Brodzikowo verkauft, zugleich darin 
willigt, wenn das Eigenthum dieſer Güter nicht ſo⸗ 
gleich auf den Käufer übergehen ſollte, daß alsdann 
auf feinen vierten Antheil von Rybowo eine derglei⸗ 
chen Proteſtation eingetragen werde auf das an dieſe 
vier Güter dem Stanislaus von Ulatowski zum 4. 
Theile zuſtehende Eigenthumsrecht, auf Anſuchen des 
Joſeph von Grabowski de praesentato den Sten 
Juli 1805 ex decreto vom 15ten Juli 1805 einge⸗ 
tragen. 

Das über dieſes Intabulat von der ehemaligen 
Südpreußiſchen Regierung zu Poſen ertheilte Doku— 
ment, beſtehend in der vidimirten Abſchrift des Kauf⸗ 
vertrages vom öten Juli 1804 und dem Hypothe⸗ 


ken⸗Recognitionsſchein vom 12ten Auguſt 1805 ſoll 


gleichfalls verloren gegangen ſeyn. 
d) Rubrica II. No. 3. (früher No. 4.) 

Eine Proteſtation de non amplius alienando vel 
disponendo, welche auf den Grund des zwiſchen dem 
Mitbeſitzer der Güter Grabowo, Konary und der 
Wüſte Brodzikowo, dem Stanislaus von Ulatowski 
und dem Joſeph von Grabowski unterm Sten Juli 
1804 gerichtlich abgeſchloſſenen Kaufvertrages, worin 
der Erſtere zur Sicherheit des Eigenthums dieſer an 
Letztern verkauften Güter in die Eintragung einer 
dergleichen Einſchränkung willigt, außer der bereits 
sub No. 2. (früher No. 3) auf den Aten Antheil 
bemerkten, auch noch auf die dem Stanislaus von 
Ulatowski gehörigen zwei übrigen Antheile der Gu⸗ 
ter Grabowo, Konary und der Wüſte Brodzikowo 
auf Anſuchen des Joſeph von Grabowski vom 10ten 
Auguſt und 12ten Oktober 1805 vigore decreti 
vom Aten November ej. a, eingetragen worden iſt. 

Auch das über dieſes Intabulat mit dem Hypo⸗ 
theken⸗Recognitionsſchein der ehemaligen Südpreußi⸗ 
ſchen Regierung zu Poſen vom 16ten December 1805 
und einer vidimirten Abſchrift des Kaufvertrages vom 
Sten Juli 1804 gebildete Hypotheken-Dokument ſoll 
verloren gegangen ſeyn. 

e) Rubrica III. No. 3. 

Eine Proteſtation de non amplius intabulando 
für die Antonina verwittwete von Ulatowska geborne 
von Gembarth wegen der am 19ten November 1796 
angemeldeten Realforderungen von reſp. 10,000 Gul⸗ 
den polniſch oder 1666 Rtblr. 16 gGr. ex inscrip- 
tione des Joſeph von Ulatowski in castro Gnes- 
nensi de feria II. post dominicam sexagesimae 
proxima 1791, wegen 5000 Gulden polniſch oder 


Das Publikum N ſich 


833 Rihlr. 8 gGr. aus einer von dem Joſeph von 
Ulatowski dem Anton von Loſſocki im Poſenſchen 
Grodgerichte feria VI. invigilia festi assumtionis 
in coelum virginis Mariae 1761 geleiſteten gericht⸗ 
lichen Quittung und wegen 47,000 Gulden polniſch 
oder 7833 Rthlr. 8g Gr ex inseriptione des Joſeph 
von Ulatowski in castro Posnaniensi de Sabbatho 
post festum Natalis Sancti Johannis Baptistae 
proxima 1762, eingetragen ex decreto vom Iàten 
Januar 1798. 

Das über dieſes Intabulat gebildete Hypotheken⸗ 
Dokument beſteht aus dem Hypotheken-Rekognitions⸗ 
Schein der ehemaligen Südpreußiſchen Regierung zu 
Poſen vom Iſten December 1798 und einer vidimir⸗ 
ten Abſchrift des Protokolls vom 19ten Nov. 1796. 


f) Rubrica III. No. 4. 


8333 Rthlr. 8 gGr. oder 50,000 Gulden poln., 
welche der Miteigenthümer Seraphin von Ulatow⸗ 
ski, beſage der coram Notario et testibus refognog= 
cirten Schuldverſchreibung vom 29ſten Juni 1793 
von der Antonina verwittweten von Ulatowska gee 
bornen von Gembarth gegen Verzinſung zu 5 pCt., 
halbjährige Aufkündigung und Verpfändung des 
ihm zugehörigen Antheils dieſer Herrſchaft erborgt 
hat, und welche auf die am 19ten Nov. 1796 von 
der Gläubigerin geſchehene Anmeldung nach erfolg- 
tem Anerkenntniſſe des Seraphin v. Ulatowski ad 
protocollum vom 28ften Januar 1797 ex deereto 
vom 13ten Januar 1798, auf deſſen Antheil an die⸗ 
ſer Herrſchaft eingetragen worden ſind. 

Auf vorſtehende 8333 Rthlr. 8 gGr. oder 50,000 
Floren poln. für die Antonina verwittw. v. Ulato⸗ 
wska geb. v. Gembarth ſind 

8) 2500 Rıhlr. oder 15,000 Gulden poln., wel⸗ 
che dieſelbe laut einer coram notario et testibus 
rekognoscirten Schuldverſchreibung vom Monat Juni 
1793 von dem Stanislaus v Ulatowski erborgt hat, 
auf die Anmeldung des Stanisl. v. Ulatowski vom 1. 
Oktober 1796 jedoch wegen ermangelnder Agnition 
der verw. v. Ulatowska blos in vim protestationis 
ex decreto vom 13ten Januar 1798 ſubingroſſirt 
worden. 

Ueber die vorſtehend für die Antonina, verwittw. 
v. Ulatowska geb. v. Gembarth eingetragenen 8333 
Rtlr. 8 gGr. oder 50,000 Gulden poln und über 
die darauf für den Stanislaus v. Ulatowski ſubin⸗ 
groſſirten 2500 Rthlr. oder 15,000 Gulden poln. 
ſind zwei Hypothekendokumente gefertigt worden und 
beſtehen dieſelben rückſichtlich der erſteren Poſt aus 
der Original- Schuldverſchreibung vom 29ſten Jun 
1793 nebſt Hypothekenrekognitionsſchein der ehema⸗ 
ligen Südpreußiſchen Regierung zu Poſen vom Iſten 
December 1798 und rückſichtlich der letzteren Poſt 
aus einer vidimirten Abſchriſt des oben erwähnten 
Hypothekendokuments, der Originalſchuldverſchrei⸗ 
bung vom Monat Juni 1793 und Hypothekenrekog⸗ 
nitionsſchein der vorgedachten Regierung vom Iſten 
December 1798. Das über die ſubingroſſirten 2500 
Rihlr. oder 15,000 Gulden poln, lautende iſt angeb⸗ 
lich auch verloren gegangen. 

bh) Rubrica III. No. 6. 


Der in Quanto noch nicht ausgemittelte Braut⸗ 
ſchatz der Tochter des vorigen Eigenthümers, Joſeph 
von Ulatowski, namentlich Euphroſine, zuerſt ver⸗ 
chelicht geweſene v. Moſtowska, nachher verchelicht 
geweſene v. Budziſzewska oder deren Erben, Joſe⸗ 


phata verehelichte v. Szypowska, Marianna verehel. 
v. Wierzbinska, Catharina, Cunigunde, Sophia 
und Domicella, welcher bei Berichtigung des tituli 
possessionis für die Brüder Stanislaus, Ignatz 
‚Xaver und Seraphin v. Ulatowski zugleich ex offi- 
cio per decretum vom 13ten Januar 1798 einge⸗ 
tragen worden. 

Ueber dieſes Intabulat iſt kein Hypothekendoku⸗ 
ment ertheilt worden. 

Da der jetzige Beſitzer der genannten Güter, Graf 
Joſeph v. Grabowski, welcher die Löſchung der vor⸗ 
ſtehend sub litt. a. bis h. gedachten Intabulate und 
reſp. die Amortiſation der über dieſelben ertheilten 
und zum Theil verloren gegangenen Dokumente be= 
antragt hat, behauptet und angezeigt, daß dieſe In⸗ 
tabulate bereits längſt bezahlt, reſp. getilgt ſind, er 
jedoch hinſichts der Intabulate ad litteram e., f. und 
h. nicht im Stande iſt, weder beglaubte Quittungen 
der unſtreitigen letzten Inhaber derſelben vorzuzeigen, 
noch dieſe Inhaber oderwderen Erben dergeſtalt nach⸗ 


zuweiſen, daß ſie zur Quittungsleiſtung aufgefordert 


werden können, ſo werden 


1) der Stanislaus von Ulatowski, 
2) der Joſeph von Grabowski, 
3) die Antonina verwittwete von Ulatowska, 
geborne von Gembarth, und 
4) die vorſtehend sub litt. b. namentlich ge⸗ 
nannten Töchter des vorigen Eigenthümers, 
Joſeph von Ulatowski, 
reſp. deren Erben, Ceſſionarien oder die ſonſt in ihre 
Rechte getreten ſind, ſo wie alle diejenigen, die aus 
ſonſt einem andern Grunde auf die vorgedachten sub 
litt. a. bis h. aufgeführten Poſten und die darüber 
ausgefertigten, zum Theil verloren gegangenen Hy- 
pothekendokumente als Eigenthümer, Ceſſionarien, 
Pfand - oder ſonſtige Briefs-Inhaber Anſprüche zu 
machen haben, hierdurch aufgefordert, ſich mit ihren 
derartigen Anſprüchen in dem dazu auf 
den 30 ſten Juni d. J. Vormittags um 11 Uhr 
vor dem Deputirten Herrn Ober⸗Landesgerichtsrath 
Bötticher in unſerm Inſtruktionszimmer anberaum⸗ 
ten Termine zu melden, widrigenfalls dieſelben zu 
gewärtigen haben, daß fie mit ihren etwanigen Ans 
ſprüchen auf die oben genannten Poſten und Hypo- 
theken⸗ Dokumente präkludirt, ihnen deshalb ein 
ewiges Stillſchweigen auferlegt und mit Amortiſa⸗ 
tion der Hypotheken-Dokumente verfahren werden 
wird. 
Bromberg, den 15. Februar 1847. 
Königliches Ober⸗Landesgericht. 
II. Senat. 


e 

In dem Hypothekenbuche des im Gneſener Kreiſe 
belegenen adeligen Gutes Charzewo ſtehen: 
Kubrica III: No. J. 
8066 Rthlr. 16 9 Gr. oder reſp. 40,000 Gulden 
polniſch als eine Pfandſumme, 7000 Gulden 
polniſch Kapital und 1400 Gulden polniſch an 
rückſtändig geweſenen Zinſen, als eine an den 
Anton von Ulatowski bezahlte Realſchuld, 
zuſammen alſo 48,400 Gulden polniſch, ange⸗ 
meldet von dem Kaufmann Samuel Gott— 
fried Fuchs als eine Real⸗Forderung ad 
protocollum vom Aten März 1706 und agnos⸗ 
citt von der Eigenthümerin Juſtine verwilt⸗ 
weten von Brzechfa, gebornen v. Tramp⸗ 
czynska ad protocollum vom 30ſten No⸗ 
vember 1796 ex decreto vom Aten November 
1797 für den Kaufmann Samuel Gottfried 
Fuchs mit dem Bemerken, daß Creditor ſich 
wegen dieſer Forderung in dem Pfandbeſitz des 
Gutes befindet, eingetragen, worauf laut der 
von dem Inhaber Samuel Gottfried 
Fuchs coram Notario et testibus ausgeſtell⸗ 
ten Obligation d. d. Poſen den 2. Mai 1803; 
3000 Rthle. in Courant A 5 pro Cent Zinfen in 

f halbjährlichen Raten zahlbar, unter Verpfän⸗ 
dung der obigen Forderung für den Banquier 


Meyer Bernhard zu Frankfurt a/ O. auf 


Anſuchen des Schuldners de praesentato den 
sten Mai 1803 ex decreto vom Iten ej. m. 
ſubingroſſirt find. 

Das über die ſubingroſſirten 3000 Rthlr. ertheilte 
Hypotheken⸗Inſtrument beſteht aus einer vidimirten 
Abſchrift der Anmeldungs Verhandlung vom Aten 
März 1796, des Agnitions⸗Protokolls vom 30ſten 


November 1796 im Extrakt, der Intabulationsnote 


vom Iten Auguſt 1798, des Hypothekenſcheins der 
vormaligen Südpreußiſchen Regierung zu Poſen vom 
Iten Auguſt 1798, der Intabulations⸗Note vom 
17ten Juli 1802, aus der Original⸗Obligation des 
ic. Fuchs vom 2ten Mai 1803 über 3000 Kthlr., 
nebſt Subingroſſations⸗Note vom 31ʃſten Mai 1803 


512 
und dem Original- Hypotheken⸗Recognitionsſchein 


der ehemaligen Südpreußiſchen Regierung zu Poſen 


vom 31ʃſten Mai 1803, und iſt angeblich verloren 
gegangen. 24 

Es werden daher alle diejenigen, welche an die 
ſubingroſſirte Poſt der 3000 Rthlr. und das darüber 
ertheilte, vorſtehend bezeichnete und verloren gegan— 
gene Hypotheken-Inſtrument als Eigenthümer, Gef> 
ſionarien, Pfand oder fonftige Briefs-Inhaber, oder 
aus irgend einem andern Grunde Anſprüche zu ma⸗ 
chen haben, hierdurch aufgefordert, ſolche in dem auf 

den [Iten Auguſt c. Vormittags um 10 Uhr 
vor dem Deputirten Herrn Ober-Landesgerichts⸗ 
Rath v. Kurnatowski in unſerm Inſtruktions⸗ 
Zimmer anberaumten Termine anzumelden, widri⸗ 
genfalls dieſelben mit ihren Anſprüchen auf die ge= 
dachte Poſt und das Hypotheken-Dokument präclu⸗ 
dirt werden, ihnen deshalb ein ewiges Stillſchwei— 
gen auferlegt und mit Amortiſation des Dokuments 
verfahren werden wird. 

Bromberg, den 19. März 1847. 

Königl. Ober⸗Landesgericht. 
Zweiter Senat. a 


Aufgebot. 

Die Ceſſion der Wittwe Gottliebe Balla, 
geb. Balla, vom 16ten November 1811, nach 
welcher dem ehemaligen Pächter Johann Samuel 
Columbuß von dem für die Cedentin im Hypo⸗ 
thekenbuche der Grundſtücke Kiſchinen No 1 und 
11. Rubr. III. sub No. 3. und reſp. 2., auf Grund 
der Gottlieb Ballaſchen Obligatſon vom 22ften 
Juli 1805 eingetragenen 1666 Rthlr. 20 Sgr. der 
Betrag von 233 Rihtr. 10 Sgr. cedirt iſt und daß 
auf Grund dieſer Ceſſton am 10ten April 1813 für 
den Ceſſtonar abgezweigte Dokument iſt verloren 
gegangen. 

Alle die, welche an dieſem Dokumente und an die⸗ 
fer Forderung als Eigenthümer, Ceſſionarien, Pfand⸗ 
oder ſonſtige Briefs-Inhaber Anſprüche zu haben vers 
meinen, werden hiermit zur Anmeldung und Beſchei⸗ 
nigung derſelben auf 

den 27ſten Mai c. Vormittags 10 Uhr 
ins hieſige Gericht mit der Warnung vorgeladen, 
daß ſie bei ihrem Ausbleiben mit ihren Anſprüchen 
auf das Dokument und die Forderung präkludirt, 
ihnen deshalb ein ewiges Stillſchweigen auferlegt 
und das Dokument für amortifirt erklärt wird. 

Soldau, den 7. Februar 1847. 

Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 


Ein Knabe, der Luſt hat, die Konditorei zu er⸗ 
lernen, findet vom Iſten Mai bei mir ein Unter⸗ 
kommen. 

J. Freundt, Wilhelmsplatz No. 16. 


Das mich in der Nacht vom Sten zum N 
gien d. Mts. betroffene Brandunglück hat & 


2 die Verlegung meiner Wagenfabrik nach 
2 No. 7. der großen Gerberſtraße veranlaßt. 5 


Indem ich mich beehre, dies einem ho⸗ 
® hen. Adel und hochgeehrten Publikum 
. ganz ergebenſt anzuzeigen, bitte ich zugleich, 
ie das mir bisher geſchenkte Vertrauen auch & 
fr die Zukunft zu bewahren, wogegen * 
mein eifrigſtes Beſtreben ſtets dahin gerich- 
8 tet ſeyn 7 7 mir die eh der ho⸗ 
ben Herrſchaften in jeder Beziehung zu er⸗ 
© werben. 1 Piel „ ® 
Poſen, den 17. Apri . \ 
Zimmermann, Wagenfabrikant. ®& 


2 
CCT 


Mein ſeit Jahren in Gneſen beſtandenes Putzge⸗ 
ſchäft finde ich mich, der Erziehung meiner Söhne 
wegen, veranlaßt, nach Bromberg zu verlegen. 
Das Magazin iſt mit dem neueſten und geſchmack⸗ 


vollſten Damen⸗Putz von der letzten Leipziger 


Meſſe verſehen, vorzüglich ſchön gearbeiteten Capot⸗ 
ten, Häubchen, Strohhüten und dergl. Artikeln. 
Die Preiſe ſind auf das billigſte berechnet, ſtehen 
jedoch unbedingt feſt. Die Eröffnung meines Ge⸗ 
ware geſchicht am Zten Mai d. J. Burgſtraße 
No. 


Gnefen, im April 1847. N 
Buſchik, verw. Juſtiz⸗Commiſſarius. 


Eine bedeutende Sendung Leinwand 


erhielt wiederum, und empfiehlt ſolche zu den bil⸗ 


ligſten Preiſen die Waaren Handlung von 


Munk, 
Markt 88., eine Treppe hoch. 


Hammel „Verkauf, ; 
Bei der Gutsherrſchaft Bytin bei Gay find 130 
fette Hammel aus freier Hand zu verkaufen. 


; Changement de domicile, 
M. Dubie d, maitre de la langue francaise, 
demeure actuellement, Mühlenstrasse No. 5. B. 


Markt⸗ und Breslauerſtraßen-Ecke No. 61. ſind 


Laden (auch derjenige Laden, welcher jetzt zur Schän⸗ 


ke benutzt wird) von Michaeli d. J. zu vermiethen. 
Auskunſt ertheilt die Eigenthümerin. 


A. Remus, 


(Breiteſtraße No. 6.), 
empfing dieſer Tage ſeine in Ungarn perſönlich an⸗ 
gekauften 1846er und älteren Weine. 


In meiner Reſtauration befindet ſich ein ganz vor⸗ 
zügliches Billard. Kaltes und warmes Frühſtück 
und Abendbrod iſt daſelbſt ſtets zu haben. Auch 
nehme ich Abonnenten zum Mittagstiſch an. 

Schmidt, Vreslauerſtraße No. 30. 


Sooleier 


in der Bairiſchen Bierhalle bei 
Schmidt, Breslauerſtraße No. 30. 


Einen bedeutenden Transport ſchö⸗ 

ner hochrother neuer Meſſ. Apfelfinen 

und friſche Citronen empfing und empfiehlt ſehr billig 
J. Appel, Wilhelmsſtr. Poſtſeite No. 9. 


Thermometer = und Varometerſtand fo wie Wind⸗ 
richtung zu Poſen, vom 18. bis 24. April. 
Barometer-]| Wind. 


Thermometerſtand 
Tag. 8 
tiefiter | höchſter 
u. 


Stand. 


18. April] + 3,00) + 8,0% 27 3. JOFIND. 
19. + 10% + 8,0 127 10, [NO. 
20. = + 1,0% + 11,2% 28 0,5. SO. 
21. ＋ 4,80 + 11.5 127 11,0 -[S0. 
22. ＋ 5,0 + 11,0° 27 10,7 [NW. 
23. ＋ 2.5% + 7.6» 127 . 116 [NW. 
24. = + 0,8% + 827138. 0,0 [N 


—— ee ze u 


Börse von Berlin. 
Amtlicher Fonds- und Geld- Cours - Zettel 


„| Preus.Cou 
Den 23. April: 1847. 2 


Fuss. | Brief. | Geld. 
Staats- Schuldscheine . 31 93 | 924 
Präm.-Scheine d. Seehdl. à 50T. — — — 
Kur.- u. Neum. Schuldverschr . 3 90 — 
Berliner Stadt- Obligationen . . 34 924 
Westpreussische Pfandbriefe 34 | 924 | 92 
Grossherz. Posensche Pfandbr. . 4 — 11014 
dito dito dito 3 92 | 914 
Ostpreussische dito 37954 — 
bommersche dito 31 931 — 
Kur- u. Neumärkische dito 3 9514 — 
Schlesische Atos u. 3114 — 964 
dito v. Staat. g. Lt. 3. | 3. - 
Friedriehsd'o r — 1355 1372 
Andere Goldmünzen à 5 Thlr. — | 112 | 114 
Disconto „= =». +r „„ — 4 5 
Actien, 
Berl, Anh. Eisenbahn Lit. A... | — 1104 _ 
dio dte. Prior, Oblig... 4 — % 
Berlin-Hamburger ., ..... .. 4. | — 1064 
do. Priorität. 43 | 964 | — 
Berlin - Potsd,-Magdeb. :.... 4 89 88 
dio. Prior. Obli g. 310 
dio. dio. dt. . 5 1014 ei 
Url.-Stet. E. It. A und . — 1074 — 
Bonn Kölner Eisenbahn 5 — 1 — 
Bresl.-Schweid.-Freibg.-Eisenb,. 4 a 
dito, dite. Prior. Oblig .. | 4 | —- 
Köln Mind. . & » >... ee 780 
Düss. Elb. Eisenbannn 71044 
dio. dto. Prior, Obli gz... 4 914 — 
Magdeb- Halberstädter Eiseub. 4 — 27 
Magd. Leipz. Eisenbahn - 5 — — — 
dio. dto. Prior. Oblig. | 4 Ey Muhr 
Niederschl,-Märk. -......| 4 87 86 
do. Priorität „| 4 91 | 90% 
do. Priorität 5.1104 — 
Nied.-Mrk. Zy gb. 4 er 
40. Priorität 4| — | 
Ob.- Sehles. Eisenbahn Lt. A. 4 Same u 
do. do. Prior.-Obl. . ,. : 4 — — 
A der EB. e n 
Rhein. Eisenban — 1 842 — 
do. Stamm- Prior. (voll eingez.) 4 90 — 
dto. dta. Prior. Oblig..... 4 91 — 
dto..vom Staat garant... 314•ä — — 
Thüringer 4 — 931 
Wilb.-B. (C.- O.)) 3174 — 


den 26. April 1847. 


Landtags ⸗ Angelegenheiten. 
des Vereinigten Landtags am 20. April. 


Kurie der drei Stände. 
ar (Schluß.) 
v. Arnim⸗Heinrichsdorf: 


Verhandlungen 


bg Es iſt mrine Anſicht, mich gegen 
jede Verlängerung dieſer Friſt zu erklären. Das Petitionsrecht darf zwar 
nicht beſchränkt werden, wenigſtens nicht bei uns. Wir haben eine vollſtändige 
Bürcaukratie, und bei jeder Gelegenheit geht es von den Lokal-Vehörden zu 
den Provinzial-Vehörden, von dieſen zu den Eentrals Behörden, und fo 
rückwärts herunter und ſchließt gewöhnlich damit, daß die Anſicht der Lokal⸗ 
Behörde die geltende iſt. Eine Beſchränkung des Petitionsrechtes würde daher 
dem Landtage beſchwerlich fein. Andererſeits kann ich jedoch nicht erkennen, 
daß in dieſem Geſchäfts-Neglement eine Beſchränkung des Petitionsrechts durch 
die feſtgeſetzte Friſt enthalten iſt. Schon 23 Monate vor Emanirung des Re⸗ 
glements iſt bekannt geweſen, daß der Landtag zuſammenkommen würde, und 
im Patent iſt auf die Petition hingewieſen. Es hat alſo Jeder Zeit gehabt, 
ſich darauf vorzubereiten. Ich bin der Meinung, daß man es bei den Vor— 
ſchriften des Reglements bewenden läßt. 1 

Abg. v. Byla: Es ſcheint mir das Letzte um ſo mehr begründet, nach⸗ 
dem vorhin ſchon beartragt worden, daß der Bittſteller zugegen fein ſoll bei 
der Begutachtung der Petition. Es kann alſo die Petition viel kürzer gefaßt 
werden, wenn der Antragſteller fie in der Abtheilung noch mehr motiviren 
kann. Aus dieſem Grunde trete ich dem Antrage vollkommen bei. 

Abg. Naumann: Ich habe vorhin eine Frage an die Kommiſſion ge— 
ſtellt, aus dem Grunde, weil ich nicht glaubte, daß man dem Antrage des 
Abgeordneten von der Rhein-Provinz entgegentreten werde. Ich ſehe aber aus 
dem Gegentheil, daß doch eine Motivirung meiner Anſicht erforderlich iſt. Ich 
gehe weiter, als ſelbſt der Antrag gewünſch: hat, nämlich, daß das Petitions⸗ 
recht gar nicht auf eine Zeit beſchränkt würde. Ich wünſche, daß es während 
des ganzen Landtages freiſtände, Petitionen einzubringen. Ich weiß wohl, daß 
nicht alle Petitionen Erledigung finden werden; ich glaube aber, dies iſt kein 
Hinderniß, die Zeit zu beſchränken. Es iſt, und darin bin ich mit dem Abg. 
aus der Rheinprovinz einverſtanden, nur zu wahr, daß uns ein Material 
vorgelegt worden iſt, das wir in der kurzen Zeit noch gar nicht haben voll⸗ 
ſtändig in uns aufnehmen können. Es iſt heute angetragen worden, die Ueber⸗ 
ſicht über den Haushalt einer Kommiſſion zuzuweiſen. Ich bekenne für meinen 
Theil, daß ich die Vorlagen der Regierung in dieſer Beziehung noch gar nicht 
habe durchgehen können; daß alſo, infofern ſich an dieſe Vorlagen Wünſche 
knüpfen, die ich für das allgemeine Beſte auszuſprechen für rathſam halte, ich 
noch nicht im Stande bin, zu ſagen, welche Wünſche dies find. Dazu würde 
ich vielleicht auch in den 8—11 Tagen nicht vollſtändig kommen und glaube, 
daß das Petitionsrecht für den erſten Vereinigten Landtag nicht zu beſchrän⸗ 
ken ſei, um ſo mehr, weil wir nicht wiſſen, wann wieder ein zweiter zuſam⸗ 
menberufen werden wird. (Beifall.) Wenn ich einen Wunſch ausſprechen 
dürfte, ſo iſt es der, ſich vorläuſig mit dem Vorſchlage der Kommiſſton zu 
beruhigen und zwar mit dem Amendement, welches der Herr Abgeordnete aus 
der Rheinprovinz gemacht hat: eine IAtägige Verlängerung zu erbittten. 

Mehrere Stimmen (vom Platze): Wir treten bei, auf 14 Tage 

Der Marſchall: Wenn ſich keine Redner melden, ſo ſchließe ich die 
Diskuſſton und werde zur Abſtimmung ſchreiten, zuvorderſt über den Vor⸗ 
ſchlag der Abtheilung. Sollte er nicht die nöthige Maforität erhalten, fo 
kommen wir zu dem Vorſchlage, der dahin geht, die Präkluſtvfriſt um 14 
Tage verlängert zu erbitten. 
„Stimme (vom Platze): 
eine Friſt erbeten werden? 2 19571 

Ba aan en Gehen die beiden Vorſchläge nicht durch, ſo folgt, 
daß gar keine Verlängerung gewünſcht wird, ſo fern nicht das Amendement 
des Herrn Abgeordneten aus Poſen Unterſtützung finden ſollte. 

Abg. Hanſemann: Ich wollte bitten, über das Amendement, das ich 
geſtellt habe, zuerſt abzuſtimmen. Es iſt anerkannt worden, daß über das 
Amendement, welches Abweichungen enthält, zuerſt abgeſtimmt werden müſſe, 
und ſo wird auch hier jetzt nach dieſer Regel zu verfahren ſein. Das Ver⸗ 
hältniß nämlich iſt ſo: Wenn jetzt zuerſt abgeflimmt wird über den Vorſchlag 
auf 8 Tage, ſo wird ſich Mancher erheben dafür, der da denkt, wenn ich 
dieſem Vorſchlage nicht beiſtimme, fo wird der Vorſchlag auf 14 Tage nicht 
angenommen, und 8 Tage ſind beſſer als keine. Wenn alje die Abſtimmung 
in der Weiſe erfolgt, wie der Herr Landtags-Marſchall vorgeſchlagen hat, 
fo würde indirekt mein Vorſchlag abgelehnt werden. Daher ſcheint es mir 
parlamentariſch zu ſein 256 „gleichwie bei der Adreſſe, die Abſtimmung über 
das 9 ſtattfinde. 8 ” 

1 1 85 Ohne vorgreifen zu wollen, ſcheint es mir 
ganz klar zu ſein, daß zuerſt die Frage geſtellt werde, ob überhaupt eine 
Verlängerung ſtatthaben ſoll. Und im Falle der Bejahung dieſer Frage würde 
über die Modalität dieſer Verlängerung abzuſtimmen fein. Ich würde vor⸗ 
ſchlagen, daß die erſie Frage laute, ob überhaupt eine Verlängerung der 
Friſt wünſchenswerth ſei oder nicht. k * 
Eine andere Stimme (vom Platz): Dieſe Frage iſt nicht geſtellt, 
ſondern ich glaube, wenn der Ausſchuß eine Petition begutachtet hat, ſo wird 

in den Provinzial-Landtagen die Frage geſtellt, ob für oder gegen den Aus- 
ſchuß, und darum pflichte ich dem Marſchall bei, daß erſt. . (wird unterbrochen.) 
Eine Stimme aus Schleſien: Ich glaube, daß, wenn jedes Mit⸗ 
glied darüber ſprechen würde zu viel Zeit hinginge, und ich glaube, daß die 
Entſcheidung dem Marſchall zuſteht. u 
Der Marſchall: Wenn mir auch dieſe Befugniß ertheilt iſt, fo höre 
ich doch gern jede Meinung und bitte ſich zu äußern. 

Stimme (vom Plat): Ich glaube auf die Vemerkung des letzten 
Redners anführen zu müſſen, daß im Reglement ausdrücklich jedem Mitglied 
geſtattet iſt, feine Anſicht in Bezug auf die Frage auszufprechen. 

f Andere Stimme (vom Plat): Ich möchte meinen Antrag noch mo⸗ 
tiren. Es it gewöhnlich anzunehmen, daß die Mehrzahl in dem Ausſchuß 
auch die Mehrheit in dem Vereinigten Landtag findet (Bewegung, oho!) — 


doch ſehr häufig. 


Die erſte Frage muß ſein: Soll überhaupt 


h 96. Zweite Beilage zur Zeitung für das Großberzogthum Poſen. 


Stimme (vom Platz): Wir würden die Zeit ſparen können. 

Andere Stimme (vom Platz): Es kommt uns darauf an, die An⸗ 
ſicht zu erfahren, ob wir überhaupt auf eine Verlängerung antragen. 

Der Marſchall: Nachdem ich die verſchiedenen Meinungen vernom⸗ 
men, muß ich derjenigen beitreten, die darauf dringt, von dem Minderen 
zum Mehr überzugehen. Alſo iſt zuerſt abzuſtimmen, ob der Vorſchlag der 
Abtheilung angenommen und Se. Majeſtät der König gebeten werde, eine 
Verlängerung von 8 Tagen zu geſtatten. 

Eine Stimme (vom Platz): Noch eine Frage wollte ich mir erlauben, 
ob überhaupt eine Friſt angenommen werden ſoll? 

Der Marſchall: Ich glaube dem nicht nachgeben zu können; um einen 
Petitions-Antrag machen können, müſſen 2 der Stimmen vorhanden fein, 
und um dies genau zu erfahren, würde ein namentlicher Aufruf nöthig ſein. 
Ich könnte aber verſuchen, ob ſich nicht durch Aufſtehen mit Evidenz die 2 
herausſtellen, und dann könnten wir erſteren umgehen. Alſo wenn nicht vier⸗ 
undzwanzig Stimmen jetzt verlangen, daß der namentliche Aufruf erfolge, fo 
ee den Verſuch machen, durch Aufſtehen und Sitzenbleiben abſtimmen 
zu laſſen. 

Eine Stimme (vom Platz): Wenn der Antrag auf Verlängerung 
der Präkluſivfriſt nm 8 Tage verworfen wird, wird dann über die Frage 
wegen Uitägiger Verlängerung abgeſtimmt? 

Der Marſchall: Ja 

Eine Stimme (vom Platz): Um Verlegenheiten zu beſeitigen, würden 
wir zwei Fragen ſtellen können: 1) die Frage, ob eine unbegrenzte Verlän⸗ 
gerung beantragt werden ſoll, und dann die Frage: ob die Friſt um 8 oder 
14 Tage verlängert werden fol. Bei der erſten Frage würden z der Stim— 
men nöthig fein, bei der anderen aber nicht. 

Abg. v. Auerswald: Ich muß mich dagegen erklären, weil ich jede 
Alternativ-Frage für unzuläſſig halte. N 
Eine Stimme (vom Platz): Wir müſſen zunächſt fragen: ob über⸗ 
haupt eine Verlängerungsfriſt erbeten werden ſoll. \ 

Abg. v. Leipziger: Ich halte auch dafür, daß nur auf diefe Art eine 
ganz richtige Abſtimmung erhalten werden kann, wenn zuerſt gefragt wird, 
ob überhaupt eine Verlängerung erbeten werden ſoll, und nachher die Friſt 
der Verlängerung entſchieden wird. 

Eine Stimme (vom Platz): Ich halte den Vorſchlag für ſehr ge— 
fährlich, wir würden durch denſelben alle Baſis verlieren; denn fällt erſt der 
Vorſchlag von 8 oder 14 Tagen durch, ſo haben wir gar nichts. 

Eine andere Stimme (vom Platz): Wenn die Majorität ſich dafür 
entſcheidet, Se. Majeſtät den König um eine Verlängerungsfriſt überhaupt 
zu bitten, jo würden noch bei der ſpäteren Frage: ob eine 8 oder eine IAtä⸗ 
gige Friſt zu erbitten ſei, auch diejenigen mitſtimmen können, welche bei der 
erſten Frage in der Minorität geblieben ſind. 

Der Marſchall: Ich glaube, es iſt der allgemeine Wunſch, jetzt zur 
Abſtimmung zu ſchreiten. Die erſte Frage lautet alſo: Sollen Se. Majeftät 
der König gebeten werden, eine Verlängerung der Prätlufivfrift zur Einbrin⸗ 
gung von Bitten und Beſchwerden zu geſtatten und zwar auf 8 Tage. 

Viele Stimmen (vom Platze): Nein, nein. 

Landtags-Marſchall: Ich kann mich nicht überzeugen, daß dieſe 
Abſtimmung unrichtig iſt, und wird es dabei bleiben müſſen. Sobald dieſe 
Frage verworfen werden ſollte, werde ich auf vierzehntägige Verlängerungs⸗ 
friſt abſtimmen laſſen. Diejenigen, die für achttägige Verlängerungsfriſt find, 
bitte ich aufzuſtehen. Ich Fall ſich die Abſtimmung auf dieſe Weiſe nicht 
überſehen laſſen wird, werde ich die Herren Ordner bitten: bei den einzelnen 
Provinzen die Ermittelung vorzunehmen, ob 3 der Stimmen vorhanden find. 
(Viele Mitglieder ſtehen auf.) 

Landtags-Marſchall: 


x an (1: Ich kann nicht mit Sicherheit überſehen, ob 
3 der Stimmen vorhanden find. Es bleibt nichts übrig, als daß die Herren 
Ordner die Zählung verſuchen. (Dies geſchieht.) Die Zahl läßt ſich nicht 
mit einiger Gewißheit angeben; es ſteht aber fo viel feſt, daß es nicht 1 der 
Stimmen ſind. Ich gehe alſo zur zweiten Frageſtellung über, ob die Ver⸗ 
ſammlung dafür ſtimmt, daß eine vierzehntägige Verlängerungsfriſt beantragt 
werden ſoll, und bitte wiederum diejenigen, welche dafür ſtimmen, aufſtehen 
zu wollen. (Dies geſchieht.) Die Frage iſt verneinend, und ich bitte die 
Herren, wieder Platz zu nehmen und des Herrn Abgeordneten Hanf e mann 
Vorſchlag, der eine Vermittelung bezweckt, anzuhören. 

Abg. Hanſemann: Die Abſtimmungen haben, nach meiner Anſicht, 
bewieſen, daß im Allgemeinen der Wunſch vorhanden ſei, eine Verlängerung 
der Präkluſivfriſt bei Sr. Majeſtät zu erbitten. 

Viele Stimmen durch einander: Ja, nein. 

Abg. Hanſemann: Ich bitte, mich ausſprechen zu laſſen. Bei der erſten 
Fragſtellung war, nach meiner Meinung, ein großer Theil der Mitglieder 
ſitzen geblieben, weil fie die Friſt von 8 Tagen für zu kurz erachteten. 
(Stimmen: Ja!) Bei der zweiten Frageſtellung ſind die Mitglieder ſitzen 
geblieben, denen 14 Tage zu viel waren, die aber vorher aufgeſtanden wa⸗ 
ren. Aus dieſen Gründen nehme ich an, daß die Majorität eine Verlänge⸗ 
rung der Präkluſtpfriſt überhaupt wünſcht. Unter dieſen Umſtänden ſchlage 
ich vor, daß die Verſammlung befragt werde, ob ſie die Bitte um Verlänge⸗ 
rung der Friſt ſtellen und Sr. Majeftät überlaſſen will, die Zeit zu beſtimmen. 

Landtags-Marſchall: Ich trage kein Bedenken, darüber abſtim⸗ 
men zu laſſen. 

Der Marſchall: Es iſt ein Amendement geſtellt worden. Nach dem 
Reglement kann verlangt werden, daß ſolches ſchriftlich eingereicht werde, ehe 
es zur Diskuſſtion kommt. Dies wird hier jedoch nicht nöthig ſein, wohl 
aber muß feſtſtehen, ob es die nöthige Unterſtützung in der Verfammlung 
findet, um zur Abstimmung gebracht werden zu können; ich frage deshalb, 
ob es durch 24 Mitglieder unterſtützt wird. (Mehr als 24 Mitglieder un⸗ 
terſtützen das Amendement durch Aufſtehen.) Da die nöthige Unterſtützung 
ſich gefunden hat, fo wiederhole ich das Amendement. Es geht dahin, Se. 
Majeflät den König zu bitten, eine Verlängerung der zur Einbringung von 
Petitionen beſtimmten Friſt eintreten zu laſſen, die Beſtimmung dieſer Friſt 
aber dem Allerhöchſten Willen anheim zu ſtellen. Da aber die vorangegan⸗ 
genen Abſtimmungen ergeben haben, daß es ſchwierig iſt, zu ermitteln, ob & 
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der Stimmen votirt haben, fo wird durch namentlichen Aufruf abgeſtimmt 
werden müſſen. (Mehrere Stimmen bitten die Abſtimmung durch Aufſtehen 
und Sitzenbleiben zu verſuchen.) Ich will Ihrem Wunſch zu entſprechen ſu⸗ 
chen, und bitte diejenigen, welche dem Amendement beiſtimmen, dies durch 
Aufſtehen zu erkennen zu geben. (Große Majoritat von über 3 für das 
Amendement.) r x 

Der Marſchall: Nach dem Geſchäfts⸗Reglement muß dieſer Beſchluß 
mit Angabe der Gründe ſchriftlich aufgeſetzt und, ehe er abgehen kann, von 
der Verſammlung genehmigt werden. Hierzu muß ich die Verſammlung bit⸗ 
ten, ſich morgen früh 10 Uhr wieder hier einzufinden, bis dahin wird der 
Herr Referent den Beſchluß aufgeſetzt haben, um ihn der Verſammlung zur 
Genehmigung vortragen zu können. 

Abg. v. Vincke: Sollte es nicht möglich fein, daß der Referent den 
Beſchluß aufſetzt, während wird noch hier ſind, er wird wahrſcheinlich nur 
wenige Zeilen enthalten. (Dies geſchieht.) 

Eine Stimme: Ich erlaube mir die Anfrage, ob es nicht wünfchens- 
werth iſt, die heutige Verhandlung nicht durch die Stenographen veröffent- 
licht zu ſehen, da es unmöglich für die Leſer von Intereſſe fein kann, dieſe 
Verhandlung in ihrer Spezialität zu erhalten. 

Der Marſchall: Es ward der Antrag gemacht, die heutige Sitzung 
geheim zu halten? 

Mehrere Stimmen: Nein! Nein! 

Der Marſchall: Da das Konkluſum von dem Herrn Referenten ab= 
gefaßt iſt, ſo erſuche ich die Verſammlung, daſſelbe zu vernehmen. (Der Ve— 
ſchluß wird vom Referenten vorgeleſen. 

Eine Stimme (vom Mas): Es find ja keine Motive darin angegeben. 

Der Marſchall: Das Geſchäfts-Reglement ſchreibt allerdings vor, 
daß die Gründe in dem Beſchluß mit enthalten ſein müſſen. Der Secretair 
wird ſie daher noch zuſetzen. > 

Eine Stimme (vom Platz): Ich finde eine Veränderung in der Faſ— 
ſung. In dem gedruckten Entwurf iſt von Petitionen die Rede und jetzt von 
Bitten und Beſchwerden. 

RNeferent: Der Hanſemannſche Antrag lautet freilich auf Bitten und 
Beſchwerden. Ich habe ſchon konzedirt, daß ſich das zweite von ſelbſt verſteht. 
(Ergänzt den Beſchluß.) 5 a 

Der Marſchall: Es muß heißen, Anträge von Bitten ꝛc., denn 
wir können unſere Bitten auch ſpäter vorbringen. 

Referent v. Katte (lieſt das vervollſtändigte Konkluſum noch einmal vor) 

Eine Stimme (vom Platz): Es ſcheint nicht angemeſſen, in einem 
Konkluſum auf ein Gutachten zu verweiſen. 
Landtags⸗Kommiſſarius: Um in dieſem Ausnahmefall die Ver— 
ſammlung von 600 Perſonen nicht noch einmal hierher zu bemühen, glaube 
ich es auf mich nehmen zu können, wenn es bei der Faſſung verbleibt, und 
zweifle nicht, daß es von Sr. Majeſtät nicht als ein Uebelſtand angeſehen 
werden und Mißfallen erregen wird, daß hier auf das Gutachten verwieſen 
und daſſelbe beigelegt wird. 

Der Marſchall: Ich muß bemerken, daß dies kein Antrag iſt, der an 
Se. Majeftät gerichtet iſt, ſondern nur ein Geſchäftsſtück, und ich kann daher 


annehmen, daß das Konkluſum genehmigt iſt. Ich erkläre hiermit die Size 
) 


(Ende 22 Uhr. 


zung für geſchloſſen. 


Herren ⸗Kurie. 

Verhandelt im Ritterſaale des Königlichen Schloſſes zu 

. Berlin, den 20. April. f 
Die heutige erſte Sitzung der Kurie der Fürſten, Grafen und Herren 
eröffnete der Landtags⸗Marſchall mit folgender Anrede: 

Durcchlauchtigſte Prinzen, hochgeehrte Herren! 

Die erſten Worte, welche ich an Sie zu richten habe, ſollen in der ange⸗ 
legentlichen Bitte um ihre allſeitige, mir ſo wünſchenswerthe Unterſtützung be⸗ 
ſtehen. Ich würde Sie auch um Ihr Vertrauen bitten, wenn ich nicht wüßte, 
daß Vertrauen nicht erbeten werden kann, ſondern erworben und verdient 
werden muß. An den erſten Zuſammentritt des Vereinigten Landtags knüpft 
ſich die Hoffnung, daß die von Sr. Majeſtät dem Könige angeordnete Thei— 
lung in zwei Verſammlungen gedeihliche Früchte tragen möge. Daß dieſe 
Hoffnung in Erfüllung gehe, liegt in der Hand beider Verſammlungen. Möge 
deshalb beiden Verſammlungen ein Gedanke fern bleiben, welcher leicht geeig⸗ 
net iſt, einer von beiden Verſammlungen, gleichviel welcher, und dann fort— 
wuchernd durch die Kraft des Gegenſatzes auch der anderen ſich zu bemächti— 
gen, nämlich der falſche Gedanke, daß die Intereſſen des Veſtehenden in der 
erſten, die Intereſſen der Bewegung dagegen in der anderen Verſammlung 
ihre natürliche, nothwendige und grundſätzliche Vertretung fänden. Ich nenne 
dieſen Gedanken falſch, weil ja Heilſames nur dann zu erwarten it, wenn 
beide Intereſſen aufgehen in der Liebe zum Guten, über welches man ſich ver— 


ſtändigen muß, und wenn folglich das Streben, bei dem Guten zu beharren, - 


und das Streben, das Gute zu ergreifen, in beiden Verſammlungen gleich 
mäßig vertreten iſt. Möge die erhabenſte That, das unvergänglichſte Werk 
Sr. Majeſtät des Königs, von keiner Seite durch derartige Auffaſſungen ge 
fort und getrübt werden, und möge es uns Allen vergönnt fein, zu einer fe= 
gensreichen Entwickelung dieſes Werkes nach Kräften beizutragen. 

Hierauf bezeichnete der Landtags⸗Marſchall die Mitglieder der Verſamm— 
lung, welche erſucht wurden, das Amt der Secretalre zu übernehmen, den 
Grafen Pork v. Warten burg, den Domprobſt v. Kroſigk. Für dieſe 
Sitzung übernahm der Letztere das Amt. 

Se. Königl. Hoheit der Prinz von Preußen erwiederten auf die An— 
rede des Landtags⸗Marſchalls: f 

Die Worte des Fürſten Landtags⸗Marſchalls entſprechen vollkommen der 
Abſicht, welche Se. Majeſtät der König bei Formation des Landtages in zwei 
geſonderte Abtheilungen hegten. 

Die vier Stände des Vereinigten Landtages haben alle ein und daſſelbe 
Intereſſe, das Wohl des Königs und des Vaterlandes. 

it In beiden Kurien können und werden dieſe Intereffen das gemeinſame 
Ziel ſein. 

Sollten jedoch Anträge kommen, die nicht das Wohl des Königs und 
des Vaterlandes bezwecken, ſo wird ſich eine Fraction in beiden Verſamm⸗ 


lungen bilden, um die Intereſſen des Thrones zu wahren, 
dieſer Verſammlung ihre Hauptſtütze finden werden, ſcheint mir Gewißheit. 

Auf Anſuchen des Marſchalls überreichte der Königliche Kommiſſarius 
die Allerhöchſten Propoſitionen für die getrennten Stände, und zwar 1) be 
treffend das Verfahren bei der Ausſchliezung beſcholtener Perſonen aus ſtän⸗ 
diſchen Verſammlungen; 2) über die Abſchätzung bäuerlicher Grundſtücke und 
die Beförderung gütlicher Auseinanderſetzung über den Nachlaß bäuerlicher 
Grundbeſitzer; 3) zur Feſtſtellung der Kultus- und Unterrichts-Angelegenheiten, 
ſo wie der bürgerlichen Verhältniſſe der Juden, nebſt den zu den Propoſt⸗ 
tionen ad 1 und 2 gehörigen Geſetz⸗Entdürfen und Denkſchriften, mit dem 
Bemerken, daß die zu der Propofition ach 3 gehörige Denkſchrift baldigſt nach⸗ 
folgen werde. Basie 

Der Marſchall ernannte folgende Abtheilungen: 

1. Abtheilung für den Entwurf einer Verordnung, die Ausſchließung be⸗ 
ſcholtener Perſonen aus ſtändiſchen Verſammlunger, beſtehend aus 1) Graf 
v. Landsberg⸗Gehmen, als Vorfigendir, 2) Fürſt Sulkowski, 3) Graf 
zu Dohna⸗Reichertswalde, 4) Graf zu Solms⸗Sonnenwalde, 
5) Graf v. Hardenberg, 6) Fürſt v. Carol ath, 7) Graf zu Stolberg⸗ 
Peterswaldau, 8) Erbtruchſeß v. Kroſigk, 9) Herr v. Keltſche. 

II. Abtheilung für den Geſetz-Entwurf, die Abſchätzung bäuerlicher Grund⸗ 
ſtücke ꝛc. betreffend, beſtehend aus: 1) Graf v. Arnim, als Vorſitzender, 
2) DomsKapitular v. Brandt, 3) Graf Lynar⸗Lübben au, 4) Graf v. 
Redern, 5) Graf v. Reichenbach, 6) Graf v. Sandrezki, 7) Graf v. 
Dyhrn, 8) Graf v. Burghaus, 9) Graf v. Naczynski, 10) Graf v. 
Aſſeburg-Meisdorf, 11) Graf v. Weſtphalen, 12) Graf v. Kiel⸗ 
mannsegge, 13) Graf zu Stolberg-Stolberg. 0 5 

IM. Abtheilung für den Geſetz-Entwurf, die Verhältniſſe der Juden be⸗ 
treffend, beſtehend aus: 1) Fürſt Wilhelm v. Radziwill, als Vorſitzender, 
2) Graf v. Itzenplitz, 3) Graf zu Solms-Baruth, 4) Prinz von 
Biron, 5) Graf v. Hochberg, 6) Graf v. Pork, 7) Graf zu Stolz 
berg⸗Roßla, 8) Graf v. Ziethen, 9) Prinz v. Carolath. 

IV. Abtheilung für verſchiedene Gegenſtände und Anträge, welche ent⸗ 
weder in dieſer Verſammlung geſtellt werden oder aus der anderen Verſamm⸗ 
lung herüberkommen, beſtehend aus: 1) Prinz zu Hohenlohe, als Vorſiz⸗ 
zender, 2) Graf v. Arnim, 3) Graf zu Dohna⸗Lauck, 4) Domprobſt 
v. Kroſigk, 5) Fürſt v. Lychnowski, 6) Graf v. Kaiſerlingk, 7 
Graf Schafgotſch auf Maiwaldau, 8) Graf v. Itzenplitz, 9) Herr 
v. Keltſch, 10) Herr v Quaſt. 

Der Marſchall brachte die Art und Weiſe, wie die Mitglieder ihre Plätze 
in den künftigen Sitzungen einzunehmen haben, zur Berathung, indem er bes 
merkte, daß Se. Majeſtät der König anfangs beſtimmt hätten, daß die Plätze 
nach fünf Kategorieen, geordnet aus Rang- und Beſitzverhältniſſen, vertpeilt 
werden ſollten; ſpäter ſei dagegen, zum Theil auf die Vorſtellung des Mar⸗ 
ſchalls, daß die Anordnung der Plätze gerade in dieſer Verſammlung zum 
Theil und unter Umſtänden nicht ſo genau von vornherein beſtimmt werden 
könne und dieſe Beſtimmung zum Theil Gegenſtand der inneren Oekonomie 
der Verſammlung ſei, der Verſammlung ſelbſt die Entſcheidung darüber an⸗ 
heimgegeben, ob ſie auf dieſe Weiſe oder nach dem Looſe ihre Sitze einnehmen 
wolle. Da beſondere Bemerkungen von keiner Seite gemacht wurden, ſo ward 
die Abſtimmung in der Art veranlaßt, daß diejenigen, welche ſich gegen die 
Verlooſung ausſprechen wollten, erſucht wurden, aufzuſtehen. Da ſich Nie⸗ 
mand erhob, ſo ward als Beſchluß der Verſammlung angenommen, daß die 
Verlooſung erfolgen ſolle, welche vor der nächſten Sitzung vorgenommen wer⸗ 
den würde. Der Marſchall machte der Verſammlung bekannt, daß zur Pro⸗ 
tokollführung in den Sitzungen, daß heißt zur Erleichterung der Secretaire, 
denen die letzte Feſtſtellung der Protokolle obliege, die Regierungs⸗Aſſeſſoren 
Paalzow und Fuß gewonnen ſeien. Hierauf befragte der Marſchall die Ver⸗ 
ſammlung, ob und in welcher Weiſe dieſelbe von den Stenographen Gebrauch 
machen wolle, indem die zu veranlaſſende Veröffentlichung der Verhandlungen 
durch die Zeitungen Gegenſtand einer ſich hieran anſchließenden Berathuͤng 
ſein würde. 2 7 

Es erhielt das Wort der Fürſt Lychnowski. Derſelbe erſuchte die 
Verſammlung um Nachſicht, wenn er in einiges Detail eingehe, wozu er durch 
die Wichtigkeit des Gegenſtandes veranlaßt werde. Es laſſe ſich nicht leug⸗ 
nen, daß die Unvollſtändigkeit der ſtenographiſchen Berichte, die beiſpielloſe 
Langſamkeit, mit der fie veröffentlicht worden, zwei große Uebel ſeien, die 
einer ſchnellen Abhülfe bedürften; er ſei überzeugt, daß die Stenographen mit 
Eifer, Fleiß und Sachkenntniß verfahren feien, er ſei überzeugt, daß der 
Marſchall mit dem beſten Willen eine Abänderung dieſes Uebelſtandes wün⸗ 
ſche; er ſei endlich feſt überzeugt, daß der Königliche Landtags⸗Kommiſſartus, 
weit entfernt, der Schnelligkeit und Vollſtändigkeit der ſtenographirten Bes 
richte Hemmungen in den Weg zu legen, eine Unvollkommenheit und Lang⸗ 
ſamkeit bedaure, welche im Lande die ängſtlichſte Spannung hervorrufe, die 
albernſten und böswilligſten Gerüchte zur Folge haben müſſe, in der Mitte 
der Verſammlung aber zu Mißſtimmungen Anlaß geben könne. 

Er komme auf die ſtenographiſche Arbeit zurück und müſſe bemerken, daß 
er den Grund der angeregten Mängel weniger in der Arbeit ſelbſt, als viel⸗ 
mehr in einer fehlerhaften Organiſation ſehe. 

Sein Sitz in der Verſammlung des Vereinigten Landtags habe ihm Ge⸗ 
legenheit gegeben, die Manipulation der Stenographen in der Nähe zu beob⸗ 
abchten. Es hätten vier Stenographen vor ihm geſeſſen, ſo viel er bemerken 
können, hätten ſie alle oder wenigſtens mehrere derſelben auf einmal geſchrie⸗ 
ben. Am Ende der Sitzung habe jeder ein beinahe vollſtändiges ſtenographi⸗ 
ſches Manuſcript vor ſich gehabt, das dann verglichen worden. 2 

Es müßten alfo die von langer und anſtrengender Arbeit ermüdeten 
Stenographen ſich noch verſammeln, ihre Arbeit vergleichen, ſich über die di⸗ 
vergirenden Punkte vereinigen — ein gewiß ſchwerer Punkt! — dann die 
Arbeit kopiren — eine ebenfalls ſchwere Sache, — da nach mehreren Stun⸗ 
den ſtenographiſche Zeichen ſchwerer zu dechiffriren ſeien, als im Augenblick 
ſelbſt, ſogar für den Schreiber. 5 

Es brauche nicht entwickelt zu werden, wie viele Mängel eine ſolche Ver⸗ 
fahrungsweife nach ſich ziehe. Die letzten Tage hätten es bewieſen. Auch 
ſei ſie in den größten Parlamenten, die eine langjährige Erfahrung für ſich 
haben, ſchon längſt aufgehoben. In Frankreich, England und Belgien, wo 
nicht nur 5 —6ſtündige tägliche Kammer-Debatten, ſondern auch jeder fo lang⸗ 


und daß dieſe in 
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wierige Prozeß, ſobald er nur irgend von Intereſſe, ſtenographirt werde, habe 
man ſeit Jahren eine ganz andere und viel einfachere Verfahrungsweiſe an⸗ 
genommen, welche ſo glänzende Früchte trage, daß eine 1—ö5ſtündige Kam⸗ 
mer⸗Debatte, deren Inhalt einen mäßigen Oktav⸗Band füllen werde, noch 
an demſelben Abend, ſpäteſtens am nächſten Morgen durch die Zeitungen 
veröffentlicht werde. . { ? 

Es fei von der höhften Wichtigkeit, daß, wenn in getrennten Kurien 
berathen werde, und wenn keine Oeffentlichkeit der Sitzungen ſtattfände, nicht 
die Mitglieder beider Verſammlungen ganze Tage hindurch in Unkenntniß 
von dem blieben, was doch ſtets rechtzeitig kennen zu lernen für ſie vom 
höchſten Intereſſe ſein müſſe, und dadurch eine Mißſtimmung im Publikum 
und in der Verſammlung verhütet zu ſehen. 

Der Marſchall erkannte an, daß die gehörte Mittheilung von beſon— 
derem Intereſſe ſei und Vieles daraus in Zukunft werde benutzt werden kön— 
nen. Er ſelbſt habe von vorneherein den Stenographen gerathen, öfter zu 
wechſeln, namentlich ihnen einen viertelſtündlichen Wechſel vorgeſchlagen. Da 
er jedoch von ihnen die Antwort erhalten, es ſei beſſer und leichter für fie, 
wenn ſie alle während der ganzen Sitzung gleichzeitig thätig ſeien, ſo habe er 

ihnen das einzuſchlagende Verfahren überlaſſen. Die Verſammlung wurde 
hierauf nochmals befragt, wie weit ſie ſich der Hülfe von Stenographen zu 
bedienen beabſichtige. 5 

Graf v. Arnim bemerkte: Es komme darauf an, inwiefern der zu faſ— 
ſen Beſchluß ein definitiver ſein ſolle. In manchen Fällen werde eine 
ganz vollſtändige Niederſchreibung der gepflogenen Verhandlungen wünſchens— 
werth und nothwendig, in anderen dagegen nicht; vielmehr werde die weſent— 
lichſte Relation des Inhalts im Protokolle genügen Es frage ſich daher, 
ob die Entſcheidung darüber erfolgen ſolle, ob Stenographen gar nicht oder 
immer zugezogen werden ſollten. Gegen das gar nicht habe er Bedenken, 
ob in allen Fällen ohne Ausnahme, ſei nach ſeiner Anſicht noch weiterer Er— 
wagung vorzubehalten. In vielen Fällen, namentlich bei Anträgen, die in 
beiden Verſammlungen beſonders berathen würden, ſei es unbedingt wün— 
ſchenswerth, die Motive, welche die andere Verſammlung bei ihren Beſchlüſ— 
ſen geleitet, ganz vollſtändig kennen zu lernen. Die Stenographen wären 
alſo keinen Falls auszuſchließen, müßten vielmehr immer anweſend ſein, 
und es würde nur weiterer Erfahrung anheimzugeben ſein, welcher Gebrauch 
von dem durch ſie Niedergeſchriebenen zu machen fei. 

Fiuürſt v. Lychnowski erklärte die allervollſtändigſte und unbe- 
dingteſte Veröffentlichung aller Verhandlungen für unumgänglich nothwen— 
ig und von äußerſter Wichtigkeit. Es ſei bekannt, daß gegen die abgeſon— 
derte Stellung des Herrenſtandes in verſchiedenen Ständen ſich eine Art von 
er wolle nicht ſagen, Tadel, denn es ſei Niemand, der gegen eine Ve— 
ſtimmung Sr. Majeſtät des Königs einen Tadel ausſprechen könne — aber 
Zweifel, Mißſtimmung gegen dieſe Verſammlung ausgedrückt hahe. Die Ver— 
ſammlung habe nur einen Gegenſtand, wodurch fie Sr. Majeſtät dem Kö- 
nige ihren Dank für fein Geſchenk ausſprechen, wodurch fie ſich wahrhaft auf 
705 Soöhe ſtellen könne, wozu fie von Sr. Majeftät berufen fei, indem fie ſich 
währe und ihre vollſtändige Tüchtigkeit bethätige. } 

Des Prinzen von Preußen Königl. Hoheit erklärten ſich für die 
allgemeine Veröſſentlichung als die Regel, hoben aber hervor, daß einerfeits 
Perſönlichkeiten von der Veröffentlichung ausgeſchloſſen bleiben müßten und 
andererſeits, wie in den Ländern, die conſtitutionelle Verfaſſung haben, in 
geheimer Sitzung berathen werde, wenn Dinge zur Sprache kämen, die man 
nicht veröffentlichen wolle, dergleichen Fälle auch in beiden Kurien des Ver⸗ 
einigten Landtags eintreten könnten. Es müſſe geftattet ſein, ſolche eintreten 
zu laſſen indem man ſich ſonſt im Nachtheil gegen conſtitutionelle Verſamm⸗ 
lungen befinden würde. 

Graf v. Arnim: Er halte es durchaus für wünſchenswerth, daß jede 
Verſammlung von den in der anderen gepflogenen Verhandlungen unterichtet 
werde, und daß das Land vollſtändigſte Kenntniß davon erhalte. 

Graf v. Itzen p litz wünſcht zur Befeſtigung des Vertrauens Zuziehung 
1 bei allen Verhandlungen; er gebe zu, daß zuweilen Ver⸗ 
ker lungen vorkämen, deren Veröffentlichung auszuſchliezen ſei; meint aber, 

aß auch nicht eine der Veröffentlichung entzogen werden dürfte, weil fie 
unintereſſant ſei, indem die Verſammlung fonft der Geheimnißkrämerei be⸗ 
ſchuldigt werden würde. Das Publikum konnte ja überſchlagen, was es wolle. 
fe Graf v. Arnim: An den Fall, daß der Landtags⸗Kommiſſarius gegen 
ſondern Alentlichung ſein werde, müſſe er geſtehen, habe er gar nicht gedacht; 
ondern nur daran, ob die Verſammlung ſelbſt ſie in einem einzelnen Falle 
ausſchließen wolle. Der Vereinigte Landtag habe die ihm nach dem Regle- 
0 freigegebene allgemeine Veröffentlichung acceptirt Die Ausnahmefälle 
onnen nur die ſein, 
dern nenne, in Comites gebe, wo die Berathung gewiſſermaßen eine provi—⸗ 
ſoriſche oder Ausſchuß-Verathung zu nennen ſei. Diefe Frage gehe aber über 
den Gegenſtand der vorliegenden Diskuffion hinaus. Mindeſtens habe er die 
dat der Stenographen zu allen Verhandlungen der Verſammlung vin— 
izirt. 

Fürſt Wilhelm von Radziwill erklärte, 
zufrieden fein mit dem, was der F. 24 
alle Zweifel auf, die ſich bisher erhoben 
ſolle wann die Veröffentlichung der ſtenographiſchen Berichte nicht erfolgen 
erscheine dieſer Hinſicht ſei er mit den früheren Rednern einverſtanden; es 
Gebrauch urchaus wünſchenswerth, das die Geſchäfts-Ordnung ſelbſt und ihr 
beiden 51 beiden Kurien ganz diefelben fein, um das Vertrauen zwiſchen 

Kürten und dem Publikum zu befeſtigen. 
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wei Punkte chnowski: Alle Redner ſeien einer Meinung; es gebe 
nur zwei „wo keine unbedingte Veröffentlichung flattfinde; dies ſeien 
die in beiden letzten Sägen des F. 24 der Geſchäfts-Ordnung vorgeſehen, 
wenn nämlich der Königl Kommiſſarius die Veröffentlichung ausgeſchloſſen 
wiſſen wolle, und der zweite, wenn hier abſonderliche Geheimniſſe verhandelt 
werden ſollten. Sonſt ſei Alles, ohne Rückſicht auf die Langeweile, die es 
verurſachen möchte, zu veröffentlichen. Die Verſammlung befinde ſich in an- 
derer Lage, als ähnliche Verſammlungen in anderen Ländern, welche durch 
die lange Dauer ihres Beſtehens volles Vertrauen gewonnen hätten und die 
lang feel dung ausſchließen könnten, ſo oft ſie wollten. Dieſer Verſamm⸗ 

g ſtehe ein ſolches Vertrauen noch nicht zur Seite; ſie ſei noch neu und 


man könnte vollſtändig 
des Reglements beſtimme; dieſer löſe 
hätten. Zweifelhaft könne danach nur 


wo die Verſammlung, wie man dies in anderen Län 


müſſe es erſt erwerben; habe fie es einmal erworben, dann können die huis- 
elos begehrt werden, fo oft es erforderlich werde. 5 

Der Marſchall fordert diejenigen, welche dafür ſtimmen wollten, daß 
Stenographen nicht zugezogen würden, auf, ſich zu erheben. Da Niemand 
aufſtand, ergab ſich als einſtimmiger Beſchluß der Verſammlung, daß Steno⸗ 
graphen zuzuziehen. Hierauf ward die vollſtändige Veröffentlichung der Ver⸗ 
handlungen zur Verathung geſtellt. 

Graf v. York: Fälle, wo die Veröffentlichung nicht gewünſcht werde, 
ſeien wohl denvar. Bei zur Veröffentlichung nicht geeigneten Gegegenſtänden 
werde dies vorher anzuzeigen ſein. Es frage ſich, ob geheime Sitzungen gar 
nicht möglich ſein ſollen, oder ob die Verſammlung unter Umſtänden voraus 
beſtimmen folle, daß geheime Sitzung ſtattfiuden ſolle; in einem ſolchen Falle 
könue keine Veröffentlichung er erfolgen. 

Fürſt Salm: Eine ſolche Sitzung wäre keine Sitzung, ſondern eint 
bloße Beſprechung; wirkliche Sitzungen müßten veröffentlicht werden. 

Graf v. Dyhrn: Der 8. 24 der Inſtruction erledige dieſes Bedenken. 
Es ſei nicht nöthig, daß eine Sitzung ſchon vorher als geheime angekündigt 
werde. Erſt im Laufe der Debatte werde es ſich zeigen, ob dies nöthig er⸗ 
ſcheine, und dann Beſchluß darüber gefaßt werden können. Wenn auch jetzt 
die allgemeine Veröffentlichung beſchloſſen werde, ſo könne dies doch nicht hin⸗ 
dern, künftig in einem einzelnen Falle die Veröffentlichung nach dem Be⸗ 
ſchluſſe der Verſammlung nachher ausſchließen zu dürfen. 

Graf v. Mork: Die Ausſchließung nachher könne weit eher der Ver⸗ 
ſammlung einen Vorwurf zuziehen, als wenn ſie vorher beſchloſſen würde. 

Graf v. Dyhrn: Nachher, das heiße in der Sitzung ſelbſt. Auch würde 
ja Niemand erfahren, ob. die Veröffentlichung vor, in oder nach der Sitzung 
ausgeſchloſſen ſei. 

Die hierauf vom Marſchall zur Abſtimmung durch Aufſtehen geſtellte 
Frage, ob die Verſammlung die vollſtändige Veröffentlichung ihrer Verhand- 
lungen eintreten laſſen wolle, ward einſtimmig bejaht. 

Fürſt Wilhelm v. Radziwill: Die Ausnahmefälle würden nur ſehr 
einzeln vorkommen. Man könne mit vollem Vertrauen die Beſtimmung dar⸗ 
über in die Hände deg Marſchalls und des Königlichen Kommiſſars legen 
und im voraus überzeugt ſein, daß der Marſchall in zweifelhaften Fällen der 
Verſammlung ſeine Anſicht auseinanderſetzen werde. 

Der Marſchall machte hierauf bemerklich, daß es nach §. 24. des Re⸗ 
glements lediglich in die Hand der Verſammlung gelegt ſei, ob fie Ausnah⸗ 
men von der ſonſt geſtatteten allgemeinen Veröffentlichung beſchließen wolle, 
und daß kein Grund vorhanden ſei, von dieſer Beſtimmung abzuweichen. 

Graf v. Arnim: Er ſei im Begriff geweſen, dasjenige hervorzuheben, 
was ſo eben von dem Marſchall bemerkt ſei. Bei dem vollſten Vertrauen 
zu den Perſonen werde man doch nicht von den Reglement abweichen dürfen, 
welches die Entſcheidung der Verſammlung ſelbſt beilege. 

Hiermit erklärte der Marſchall die Gegenſtände der heutigen Bera⸗ 
thung erſchöpft. Andere wären zur Zeit noch nicht vorauszufehen. Er müſſe 
ſich daher vorbehalten, die nächſte Sitzung beſonders anzuzeigen. 


Sitzung der vereinigten Kurien, vom 23. April. 
(Anfang der Sitzung 113 Uhr.) 8 

Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen und erhält die Geneh⸗ 
migung der Verſammlung. i 

Der Marſchall, Fürſt zu Solms: Zu den Mittheilungen, die ich der 
Verſammlung zu machen habe, gehört zuvörderſt die Königliche Antwort auf 
die von der Verſammlung beſchloſſene Adreſſe. Ich bitte den Herrn Secre⸗ 
tair, dieſelbe zu verleſen. 

(Dies geſchieht.) 

Die Königliche Antwort lautet folgendermaßen: 


Wir Friedrich Wilhelm, 


ben ꝛc. ꝛc. 


entbieten Unſeren zum erſten Vereinigten Landtage verſammelten Ständen 
Unſeren gnädigen Gruß. Wir haben mit Befriedigung den Ausdruck des 
Dankes und des Vertrauens vernommen, welchen Unſere getreuen Stände 
in der Adreſſe vom 20. d. M. niedergelegt haben und mit noch größerer Be» 
friedigung daraus erſehen, wie dieſelben ihre Aufgabe darin erkennen, in einer 
auf dem Rechtsboden begründeten innigen Vereinigung der Krone mit den 
Ständen für eine ſegensreiche Entfaltung der vaterländiſchen Zukunft zu wir⸗ 
ken. Darin erkennen auch Wir ihren ſchönen Beruf. ö 

Wenn Unſere getreuen Stände gleichzeitig wegen des Umſtandes, daß 
viele Mitglieder derſelben die völlige Uebereinſtimmung der älteren und neue⸗ 
ren ſtändiſchen Geſetzgebung zu vermiſſen glauben, eine Wahrung der ſtändiſchen 
Rechte in dle Adreſſe niedergelegt haben, fo wollen Wir zwar dieſe Yeuferung nicht 
einem Mißtrauen in Unſeren Königlichen Willen beimeſſen, alle wohl erwor⸗ 
bene Rechte Selbſt zu wahren und zu ſchirmen; dennoch aber erfordert die 
nie zu trübende Wahrheit und Offenheit zwiſchen Uns, Unſeren Ständen 
und Unſerem Volk eine unzweideutige Erwiederung. 

Wir haben, als Wir das Patent und die Verordnungen vom 3. Februar 
d. J aus freiem Entſchluß und Königlicher Machtvollkommenheit erließen, 
die ſtändiſchen Verheißungen Unſeres in Gott ruhenden Königs und Vaters 
Majeſtät nicht nur nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen erfüllt, ſondern auch 
Unſeren getreuen Ständen darüber hinausgehende weſentliche Rechte verliehen 3 
ſo weit jene Verheißungen einer Auslegung und Ergänzung bedurften, haben 
Wir dieſe in dem Sinne gegeben, wie Wir ſolche mit den Inſtitutionen und 
der Wohlfahrt des Vaterlandes allein für vereinbar hielten. Deshalb vermö⸗ 
gen Wir für den durch Unſere Geſetzgebung vom 3. Februar d. J. ins Leben 
gerufenen Vereinigten Landtag keine andere Berechtigungen anzuerkennen, als 
diejenigen, welche demſelben durch dieſe Geſetzgebung beigelegt ſind oder künf⸗ 
tig von Uns im verfaſſungsmäßigen Wege beigelegt werden mochten. Unſere 
getreuen Stände dürfen bei Ausübung dieſer Rechte ſich Unſeres kräftigſten 
Schutzes verſichert halten, wogegen Wir auch zu ihnen das feſte Vertrauen 
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hegen, daß ſie ſich nur innerhalb derſelben bewegen und ihre denſelben ent⸗ 
ſprechenden Pflichten erfüllen werden. N 
Die Geſetzgebung vom 3. Februar d. J. iſt in ihren Grundlagen 
unantaſtbar; Wir betrachten ſie aber deshalb nicht als abgeſchloſſen, vielmehr 
als bildungsfähig. Darum haben Wir Unſeren getreuen Ständen Selbſt den 
Weg eröffnet, die darauf bezüglichen Anträge Uns vorzulegen, und Wir wers 
den ſolche, wenn ſie an Uns gelangen, genau prüfen und gern inſoweit ge⸗ 
währen, als Wir dies mit den unveräußerlichen Rechten der Krone und der 
Wohlfahrt des Landes für vereinbar halten. Auf dieſem verfaſſungsmäßigen 
Wege können zugleich alle Zweifel ihre Erledigung finden, die etwa über den 
wahren Sinn dieſer Geſetzgebung obwalten möchten. i 
Auch wollen Wir, da den von dem erfien Vereinigten Landtage ausges 
henden Anträgen und Wünſchen der vorgedachten Art die Grundlage reiflicher 
Erfahrung fehlen würde, für dieſen Zweck aber, nach Vorſchrift des §. 12. 
der erſten Verordnung vom 3. Februar d. I., die Thätigkeit des Vereinigten 
Landtages erforderlich iſt, Unſeren getreuen Ständen hiermit gern die Zuſi⸗ 
cherung ertheilen, daß Wir dieſelben das nächſtemal innerhalb der durch F. 2. 
der zweiten Verordnung vom 3. Februar d. J. für die periodiſche Zuſammen⸗ 
berufung- centralſtändiſcher Verſammlungen vorgeſehenen Friſt von 4 Jahren, 
auch wenn keine durch das Geſetz ſelbſt gebotene Veranlaſſung dazu vorliegen 
ſollte, vollzählig um Uns verſammeln werden, damit die Früchte beſſerer Er— 
fahrung nicht unbenutzt bleiben. 

5 Uebrigens bleiben Wir Unſeren getreuen Ständen in Gnaden gewogen. 


Gegeben Berlin, den 22. April 1847. 
Friedrich Wilhelm. 


Prinz von Preußen. 


Rother. Eichhorn. 
Graf zu Stolberg. 
v. Düesberg. 


v. Bogen. Mühler. 
v. Bodelſchwingh. 


v. Thile. 
Uhden. 


v. Savigny. 
Frhr. v. Canitz. 
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Landtags⸗Marſchall: Eine weitere Mittheilung, welche ich der 
Verſammlung zu machen habe, bezieht ſich auf die Antwort Sr. Majeſtät 
des Königs auf die von beiden Kurien an Se. Majeſtät gerichtete Bitte um 
Verlängerung des zur Einbringung von Anträgen feſtgeſetzten Termins. Ich 
bitte den Herrn Secretair, dieſe Königliche Antwort gleichfalls zu verleſen. 


(Der Herr Secretair bewirkte dieſen Vortrag) 
Wir Friedrich Wilhelm, von G 


ßen ꝛc. ꝛc. 


entbieten Unſeren zum erſten Vereinigten Landtage verſammelten Staͤnden 
Unſeren gnädigen Gruß. Da Wir aus dem Geſuche vom geſtrigen Tage 
entnommen haben, daß Unſere getreuen Stände eine Verlängerung der für 
die Einbringung von Bitten und Veſchwerden durch den §. 26. der Geſchäfts⸗ 
Ordnung vom 9. April d. J. vorgeſchriebenen Friſt wünſchen, ſo wollen Wir 
ſolche hierdurch bis zum Sonnabend den 1. Mai d. J. in Gnaden gewähren. 

Uebtigens bleiben Wir Unſeren getreuen Ständen in Gnaden gewogen. 


Berlin, den 23. April 1847. , 
Friedrich Wilhelm. 


Der Königliche Kommiſſar, Staats-Miniſter v. Bodelſchwingh: Ich 
habe blos anzukündigen, daß die Allerhöchſte Antwort auf die Adreſſe ſofort 
in den Druck gegeben und, ſoweit irgend möglich, heute noch an ſämmt⸗ 
liche Milglieder der hohen Verſammlung vertheilt werden wird. 

Landtags-Marſchall: Gegenſtände weiterer Verhandlung liegen 
nicht vor; es kann auch in dem gegenwärtigen Augenblick nicht angezeigt 
werden, wann die nächſte Sitzung beider Kurien ſtattfinden kann. Ich habe 
mir vorzubehalten, dies in einer ſpäteren Zeit bekannt zu machen und ſchließe 


die Sitzung. 
(Schluß der Sitzung 312 Uhr.) 


ottes Gnaden, König von Preu⸗ 


